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Vorbemerkung zum Verlauf des Verfahrens 

 

Im Rahmen der ersten erneuten Veröffentlichung der Planung wurden nachfolgende 
Änderungen gegenüber dem Entwurf vorgenommen und deshalb der Plan neu ausgelegt:  

• Es war eine private Grünfläche (Regenrückhaltebereich) am östlichen Rand des 
Plangebietes in Nähe des kleinen Wohngebietes hinzugekommen; 

• die bisherige öffentliche Grünfläche (historische Parkanlage) war als private und nicht 

mehr als öffentliche Grünfläche vorgesehen worden; 

• der im Entwurf noch als Mischgebiet (MI) festgesetzte nördliche Bereich wurde nunmehr 
als dörfliches Wohngebiet (MDW) vorgesehen, 

• es wurden textliche Festsetzungen angepasst und eine neue örtliche Bauvorschrift zur 

Gestaltung des kleinen südlichen Wohngebietes aufgenommen. 

Im Rahmen der hier vorliegenden zweiten erneuten Veröffentlichung der Planung entfällt 
nun das südlich des Steinhauses geplante Wohngebiet (WA) mit den zugehörigen privaten 

Grünflächen sowie der Planstraße und wird aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
entfernt. Ebenso entfallen alle für das allgemeine Wohngebiet zugehörigen textlichen 

Festsetzungen und baulichen Regelungen im Plan. Aufgrund dieser Änderung erfolgt 
nochmals eine erneute Veröffentlichung des Planes (§ 4a Abs. 3 BauGB).  

Die Änderungen sind in den nachfolgenden Ausführungen kenntlich gemacht: Passus neu / 
Passus entfallen 
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BEGRÜNDUNG 

1 Anlass / Ziel / Planerfordernis 

Im nördlichen Gemeindegebiet von Bunde, im Bereich der Ortschaft Bunderhee befindet sich 

eine große denkmalgeschützte Hofstelle (Tammenshof), die infolge ihrer Lage an der 
Steinhausstraße und in Verbindung mit der dort vorhandenen Denkmalsubstanz eine wichtige 
städtebauliche Wirkung entfaltet. Der Hof wurde zwischenzeitlich aufwändig renoviert und 

einer gastronomischen /touristischen Nutzung zugeführt.  

Dem Tammenshof gegenüber liegt eine einzelne Nutzung, die aus einem Wohnhaus mit 

angeschlossenem Biohof-Laden besteht.  

An den Tammenshof schließt nach Süden ein nach historischem Vorbild gestalteter 

denkmalgeschützter großer zugehöriger Landschaftsgarten an, der wiederum zusammen mit 

dem weiter südlich gelegenen einmaligen, denkmalgeschützten „Steinhaus“ eine 
bedeutende geschichtliche und kulturelle Einrichtung für die Gemeinde Bunde darstellt. 

Daran angrenzend sollte entsprechend den Zielen der 38. Änderung des 
Flächennutzungsplanes eine kleine Wohnbaufläche entwickelt werden, um dem 

Baulandbedarf in der Ortschaft Bunderhee Rechnung zu tragen. Diese Wohnbaufläche ist 

allerdings in der vorliegenden Bebauungsplanung gegenüber dem Entwurf nicht mehr 

umfasst. 

Ziel der Gemeinde ist es weiterhin, das Areal durch ein abgestimmtes Gesamtkonzept zu 
entwickeln, das einerseits den denkmalschutzrechtlichen und touristischen Belangen 

Rechnung trägt, das zugleich aber auch langfristig wohnbauliche Erfordernisse der Gemeinde 
berücksichtigt. 

Zur Sicherstellung der städtebaulichen Ziele ist es erforderlich, den Bebauungsplan Nr. 03.11 
„Steinhaus und Umgebung“ auf Basis eines Gesamtkonzeptes aufzustellen und die Flächen 

im Plan als Gemeinbedarfsfläche, private Grünflächen ein allgemeines Wohngebiet (WA) und 

dörfliches Wohngebiet (MDW) zu sichern. 

2 Planungsgrundlagen 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Bunde hat die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 
03.11 „Steinhaus und Umgebung“ am 08.07.2020 beschlossen. 

Mit Datum vom …..….. wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplanes verkleinert und der 
Plan erneut in die Veröffentlichung gegeben. 

Das Plangebiet liegt im Norden der Gemeinde Bunde in der Ortschaft Bunde. Die Größe des 

Plangebietes beträgt etwa 45.790 m 32.100 m² Die Lage wird auf dem nachfolgenden 

Übersichtsplan deutlich. Die genaue Abgrenzung zeigt die Planzeichnung im Maßstab 1:1000. 

  

Anlass 

Ziel 

Planerfordernis 
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beschluss 

Lage / Größe 
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Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 

• im Nordosten durch die nordöstlichen Grenzen der Flurstücke 20/18 (Tammenshof), 5/1 
(Verkehrsfläche) sowie die geradlinige Verlängerung der südwestlichen Grenze von 5/1; 

• im Nordwesten durch die südöstliche Grenze des Flurstücks 58/2 (Steinhausstraße, L16) 
sowie durch die Linie parallel zur geradlinigen Verlängerung der südwestlichen Grenze des 
Flurstücks 5/1 in einer Tiefe von 46 m; 

• im Südwesten durch die südliche Grenze des Flurstücks 30/9 Flurstücks 36/3 sowie einen 7 
m breiten Streifen des Flurstücks 35; 

• im Südosten durch die südöstlichen Grenzen der Flurstücke 20/18, 20/19, 20/16, 30/8, 30/9. 
Sowie einer Grenze, die im Abstand von 33 m das Flurstück 34/2 schneidet, sowie einer 

Grenze von 7 m zur südöstlichen Grenze des Flurstücks 36/3 verläuft (schneidet hier die 

Flurstücke 35 und 34/2); 

Abb. 1 Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 03.11 (Nicht mehr umfasster Teil 

der Wohnbaufläche rot / durchgestrichen) 

 
Kartengrundlage: ALKIS 2024 

Im Einzelnen sind nachfolgende 

Flurstücke der Gemarkung Bunderhee, 

Flur 8 umfasst: 

• 5/1 und 5/3 tlw. 

Sowie der Gemarkung Bunderhee,  

Flur 6: 

• 58 /2 tlw. (Steinhausstraße), 20/18 

(Tammenshof), 20/19, 20/16, 30/5 

(„Steinhaus“), 30/8, 30/9, 36/3 (Hof 

Elias), 34/2 tlw., 35 tlw. 

 Übergeordnete Planungen 

Die Bauleitplanung ist den Zielen der Landesraumordnung und der Regionalen Raumordnung 
anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind 
dagegen nicht zwingend von den Gemeinden zu übernehmen, aber jeweils in die Abwägung 

der Gemeinde einzustellen. Die nachfolgende Abwägung hat im Rahmen der begleitend 
erstellen 38. Änderung des Flächennutzungsplanes stattgefunden. 

  

Geltungsbereich 
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Das gemeindliche Planungsziel steht in vollständiger Übereinstimmung mit den 

Ausführungen des Landesraumordnungsprogramms Niedersachsen (LROP)1. Diese 
landesplanerischen Ziele beziehen sich jedoch wesentlich auf die Träger der Regionalen 
Raumordnung und nicht bereits direkt auf die Kommunen. 

Abb. 2 Auszug aus dem Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (2017) 

 

Für das Plangebiet werden keine besonderen 

landesraumordnerischen Ziele formuliert (weiße 

Fläche). 

Der Verordnungsentwurf des aktuell in 

Aufstellung befindlichen LROP wurde ebenfalls 

geprüft. Es ergeben sich keine Änderungen in 

Bezug auf die relevanten Ziele der Raumordnung. 

 

Mit der vorgelegten Planung wird eine Eigenentwicklung der Ortschaft angestrebt. Bunderhee 

verfügt über rd. 600 Einwohner*innen. Spezielle demographische Daten sind nicht ableitbar, 

insoweit wird auf die Daten der gesamten Gemeinde Bunde zurückgegriffen. Für Bunde ist 

zwischen 2012 und 2021 ein kontinuierlicher Anstieg der Einwohnerzahlen festzustellen. Die 
Zahl stieg von 7.530 auf 7.714 Einwohner*innen. Auch für die weiteren Entwicklungen kann 
weiterhin von einem leichten Anstieg ausgegangen werden2. 

Mit Hilfe einer umsichtigen Bodenvorratspolitik versucht die Gemeinde kontinuierlich in allen 
Ortschaften (Boen, Bunde, Bunderhee, Dollart, Wymeer) Wohnbaugrundstücke 
bereitzustellen und anzubieten. Schon seit einiger Zeit stehen in den Ortschaften keine 

Bauplätze in öffentlicher Regie mehr zur Verfügung. In Wymeer ist die Entwicklung eines 
Baugebietes mit 12 Grundstücken abgeschlossen. Die vorliegende Planung unterfüttert nun 
dieses Grundstücksangebot auch in der Ortschaft Bunderhee. Bezüglich der 

                                                                    
1  Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO) in der Fassung vom 26. 

September 2017, 2022 in Teilen geändert (veröffentlicht am 17.09.2022, Nds. GVBl. Nr. 29/2022, S. 521) 
2  Stand 30.09.2021 Stat. Bundesamt, sowie Wegweiser Kommune, demographische Entwicklung der 

Gemeinde Bunde 

Land (LROP) 

LROP, 2017, Kapitel 1.1, Grundsatz 02 - Die 

Funktionsfähigkeit der Raum- und Siedlungs-

struktur sowie der Infrastruktur (…soll) gesi-
chert und durch Vernetzung verbessert wer-

den, die Raumansprüche (…sollen) bedarfs-

orientiert, funktionsgerecht, Kosten sparend 

und umweltverträglich befriedigt werden. 

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um 

die Sicherung vorhandener Strukturen 

(Tammenshof, „Steinhaus“, historische 

Gartenanlage) in Verbindung mit einer 

bedarfsgerechten Weiterentwicklung des 

Wohnungsangebotes in Bunderhee. 

LROP, 2017, Kapitel 2.1 – Grundsatz 05 - Die 
Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten 

soll vorrangig auf die Zentralen Orte und 

vorhandene Siedlungsgebiete mit 
ausreichender Infrastruktur konzentriert 

werden. 

Für die Ortschaft Bunderhee sind diese 

infrastrukturellen Voraussetzungen nicht 

gegeben, eine Entwicklung aus raumordnerischer 

Sicht ist jedoch im Rahmen der 

„Eigenentwicklung“ geboten und auch 

verträglich. Hierzu gilt die nachfolgende 

Abwägung. 
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Wohnraumnachfrage und Baumöglichkeiten liegen der Gemeinde derzeit mehrere Anfragen 

vor, die mangels Angeboten nicht bedient werden können. 

Allerdings wurde im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes von der Umsetzung des 
Wohngebietes Abstand genommen, da – bezogen auf eine nahegelegene Hofstelle – noch 

immissionsschutzrechtliche Belange gelöst werden müssen. 

Die im neuen Wohngebiet möglichen (maximal) 15 Baugrundstücke würden vorrangig für 
Bunderhee ein ausreichendes Entwicklungspotential sichern, denn hier stehen keine 

gemeindlichen und kaum private Baumöglichkeiten zur Verfügung. Infolge der Nähe zum 
Grundzentrum Bunde (ca. 800 m) ist am Standort von einem räumlichen, funktionalen und 
(teilweise) auch baulichen Zusammenhang einer raumordnerischen Verträglichkeit einer 
Wohnbaulandentwicklung auszugehen. 

Auch alternative Bauflächen in direkter Lage am Hauptort Bunde kann die Gemeinde derzeit 

nicht bieten. Im Jahr 2016 wurde ein Baulückenkataster von der Gemeinde erstellt, dass einen 

unverbindlichen Überblick über mögliche künftige Wohnbaugrundstücke in der Kommune 
gibt. Mit der Ausweisung der Baulücken wird keine verbindliche Aussage zur Bebaubarkeit 
getroffen, diese bleibt vielmehr der Prüfung des Einzelfalls und der Entscheidung der 

Baugenehmigungsbehörde vorbehalten. Dieses inzwischen aktualisierte Kataster weist zwar 

in der Ortschaft Bunderhee Baulücken auf, doch sind diese verstreut und ausschließlich in 

privater Hand. Diese Baulücken finden sich in der Nähe landwirtschaftlicher Betriebe, so dass 
auch baurechtlich ggf. nicht von der Zulässigkeit einer Wohnbebauung ausgegangen werden 

kann. Auch ist kein zusammenhängendes Areal in der Ortschaft bislang vorhanden, um ein 
kleineres Gebiet entwickeln zu können. Somit lässt sich aus dieser Erfassung kein alternativer 

Standort für die Entwicklungsabsicht herleiten. Vor diesem Hintergrund wird eine 
Entwicklung der angebotenen Flächen in der Ortschaft Bunderhee zur Stützung der 

Wohnraumnachfrage grundsätzlich hoch gewichtet und wird im Rahmen der 38. Änderung 
des Flächennutzungsplanes als Wohnbaufläche beachtet. 

Das Planziel steht in Übereinstimmung mit den Zielen des Regionalen 

Raumordnungsprogramms (RROP) des Landkreises Leer3. Mit dem RROP besteht das Ziel, 

die zentralörtlichen Siedlungsbereiche und die ländlichen Ortschaften im Landkreis Leer 
umwelt-, funktions- und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. 

Bunde wird als Grundzentrum mit der besonderen Entwicklungsaufgabe Erholung (E) 
gesehen. Im Bereich des Gewerbegebietes Bunde-West findet sich ein Schwerpunkt zur 
Entwicklung und Sicherung von Arbeitsstätten (A). Die entsprechende Schwerpunktsetzung 
bezieht sich im RROP 2024 ausschließlich auf die Ortschaft Bunde, aber aufgrund der 

räumlichen Nähe des Plangebietes in Bunderhee (es befindet sich ca. 800 Meter nördlich von 
Bunde) ist hier sowohl ein räumlicher als auch funktionaler Zusammenhang anzunehmen.  

Mit der Darstellung einer kleineren Wohnbaufläche in der Ortschaft Bunderhee sind die Ziele 
des RROP nicht berührt. Es ist geboten, die Siedlungslage hier bedarfsgerecht zu sichern und 

weiterzuentwickeln. Mit der Darstellung von touristisch bedeutsamen Arealen 
(Gemeinbedarfsfläche „Steinhaus“ mit denkmalgeschütztem Landschaftsgarten und 

Neunutzung des angrenzenden alten Tammenshof) wird der raumordnerischen 
Entwicklungsaufgabe Erholung vollständig Rechnung getragen. 

  

                                                                    
3  Regionales Raumordnungsprogramm 2024, Landkreis Leer, in Kraft getreten am 15.01.2025. 

Kreis (RROP) 
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Abb. 3 Auszug aus dem RROP des LK Leer (2024) – Zeichnerische Darstellung 

 

Die Steinhausstraße ist als eine 

Landesstraße ein Vorranggebiet Straße 

von regionaler Bedeutung (rote Linie). 

Entlang dieser Straße verläuft ein regional 

bedeutsamer Fernwander- und Radweg 

(F). 

Ansonsten sieht das RROP keine 

Darstellungen für den Änderungsbereich 

(nebenstehend mit Pfeil) vor. 

 Gemeindliche Planungen 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde stellt den Geltungsbereich aktuell als 
landwirtschaftliche Fläche dar. Mit der im Parallelverfahren aufgestellten 38. Änderung wird 
er den aktuellen städtebaulichen Zielen der Gemeinde angepasst (§ 8 Abs. 3 BauGB). 

Abb. 4 Darstellung im gemeindlichen Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Bunde 

Bisherige Darstellung im FNP Darstellung im Rahmen der 38. Änderung 

  

Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes ist kleiner als der Bereich der 38. 
Flächennutzungsplanänderung. Nicht enthalten im Geltungsbereich des vorliegenden 

Bebauungsplanes ist die südlich des Steinhauses gelegen Wohnbaufläche, da hier derzeit 

noch keine Lösung zu immissionsschutzrechtlichen Belangen bezogen auf eine benachbarte 
Hofstelle erreicht werden konnte. 

Für das Plangebiet besteht derzeit kein Baurecht durch einen Bebauungsplan. Direkt an den 

Geltungsbereich grenzen keine Bebauungspläne an, es bestehen jedoch drei gültige Pläne im 
näheren Umfeld. Südwestlich vom Plangebiet liegt der Plan Nr. 03.08. Er sieht allgemeine 

Wohngebiete mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 bei einer offenen Bauweise (o) vor. Die 
Traufhöhen (TH) liegen bei maximal 4,20 m und die Firsthöhen (FH) bei maximal 9.50 m.  

  

 

FNP / Parallel-

verfahren 

Bebauungs-

pläne 
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Abb. 5 Bebauungspläne im Umgebungsbereich 

Bebauungsplan Nr. 03.08 „Steinhausstraße“ (2002) Planinhalte 

 

Zugelassen sind Einzel- und Doppelhäuser 

(ED), wobei die Grundstücke mindestens 450 

m² aufweisen müssen. 

Die Planstraße ist mit einem Profil von 6 m 

Breite mit einem Wendehammer von 18 m 

umgesetzt. 

Für den Plan Nr. 03.08 bestehen zudem 

örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung. 

Als Dachformen sind für die Hauptgebäude nur 

symmetrisch geneigte Dächer zugelassen. Die 

Dachneigung darf dabei nicht weniger als 35° 

und nicht mehr als 50° betragen. Es sind rot bis 

braune sowie anthrazitfarbene Dachfarben 

zugelassen. Reflektierende Glasuren sind 

ausgeschlossen. Das Gebiet ist 

zwischenzeitlich vollständig aufgesiedelt. 

Auch die vorliegende Planung berücksichtigt 

diese Vorgaben und setzt vergleichbare 

Regelungen. 

Bebauungsplan Nr. 5 „Eichenstraße“ (1973) Planinhalte 

 

Nordöstlich vom Plangebiet liegt der Plan Nr. 

5. Er sieht allgemeine Wohngebiete mit einer 

Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4, einer 

Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,5, bei einer 

offenen Bauweise (o) und maximaler 

Eingeschossigkeit (I) vor. Die Eichenstraße ist 

mit einem Profil von 5,5 Breite und einem 

Wendehammer von 18 m umgesetzt worden. 

Eine Neufassung und Erweiterung des obigen 

Planes als Bebauungsplan Nr. 03.10 

„Eichenstraße Ost / westlich Steinhausstraße“ 

als Plan der Innentwicklung wurde 2011 

angestrebt, jedoch nicht weitergeführt, da 

spezifische Regelungserfordernisse wegfielen. 

Er sollte damals auch die einzelne Nutzung 

westlich der Steinhausstraße 

(Steinhausstraße 49) umfassen, da hier in 

Verbindung mit der für die Nutzung öffentlich 

zu errichtenden Straße ein Bauplanerfordernis 

gegeben war. 

Mit diesen obigen bestehenden baurechtlichen Regelungen im Umfeld steht die aktuelle 

Planung in Einklang. 

  



   
   Gemeinde Bunde Bebauungsplan Nr. 03.11 „Steinhaus und Umgebung“ 9 von 54 

 

3 Planziele / Abwägung der Belange 

Nördlich im Plangebiet befindet sich eine große denkmalgeschützte Hofstelle (Tammenshof). 

Sie wurde aufwändig in den vergangenen Jahren restauriert und dient umgenutzt nun 
gastronomischen, kulturellen und touristischen Zwecken. 

Gegenüber vom Tammenshof an der Steinhausstraße befindet sich eine Nutzung, die aus 
einem freistehenden Wohnhaus (erbaut ca. 2011) sowie einem angeschlossenen Biohof-

Laden besteht. Es werden hier landwirtschaftliche Produkte hergestellt und im Rahmen eines 
auf der Fläche befindlichen Hofladens veräußert. 

An den Tammenshof schließt nach Süden die zugehörige historische Gartenanlage an. Sie ist 

zwischenzeitlich im Rahmen der Dorferneuerung ebenfalls vollständig restauriert und wieder 
hergestellt worden. 

Es folgt das Areal des denkmalgeschützten „Steinhauses“ (ursprünglichste Häuptlingsburg 
Ostfrieslands). Das „Steinhaus“ wurde ebenfalls mit einem Teil der Außenanlagen wieder 

vollständig hergestellt und der Öffentlichkeit maßvoll zugänglich gemacht. 

Südlich der Freifläche des Steinhauses sowie der Parkplätze befindet sich ein verfallener 
Gulfhof (ehemaliger Eliashof) mit einer kleineren Freifläche sowie einem ortsbildprägendem 

Altbaumbestand. Diese Fläche soll entsprechend den städtebaulichen Zielen der 38. 
Änderung des Flächennutzungsplanes langfristig für neues erforderliches Bauland in der 

Ortschaft Bunderhee genutzt werden. Dabei soll die verfallende Hofstelle abgetragen werden. 

Mit der Neuplanung der Fläche kann zugleich die Sichtachse auf das Steinhaus im öffentlichen 

Interesse wesentlich optimiert werden. Im vorliegenden Bebauungsplan ist die Entwicklung 

der Wohnbaufläche allerdings nicht mehr umfasst. 

Abb. 6 Bestand und Umgebungsnutzung 

 
© GeoBasis-DE/LGLN (2024), CC-BY 4.0, Daten ergänzt 

  

Bestand 
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Derzeit liegen alle Nutzungen im baurechtlichen Außenbereich. Zur Absicherung der 

städtebaulichen Ziele der Gemeinde wurde ein Gesamtkonzept erarbeitet: 

• Der Bereich des „Steinhauses“ mit seinem direkten Umgebungsbereich soll als Fläche für 
Gemeinbedarfseinrichtungen mit der Zweckbestimmung kulturelle Einrichtungen 

planungsrechtlich gesichert werden. Kleinere Bereiche werden dabei als private 

Grünfläche festgesetzt. 

• Für den Bereich der historischen Gartenanlage ist die Festsetzung einer privaten 
Grünfläche (Parkanlage) vorgesehen. 

• Für den Bereich des Tammenshof sowie den gegenüberliegenden Bereich wird ein 

dörfliches Wohngebiet (MDW 1 und MDW 2) vorgesehen. Damit kann die bestehende 

Nutzungsmischung im Gebiet auch unter Berücksichtigung der Nachbarnutzungen 
dauerhaft konfliktfrei gesichert und entwickelt werden. 

• Die zwischen dem Tammenshof und der gegenüberliegenden Nutzung gelegene 

Steinhausstraße wird entsprechend ihrer Bedeutung (L16) als überörtliche Verkehrsfläche 

berücksichtigt. 

• im südlichen Bereich des Plangebietes wird ein kleines allgemeines Wohngebiet (WA) 
vorgesehen, dass den Baulandbedarf der Ortschaft Bunderhee abdecken soll; 

Abb. 7 Skizze – Gesamtkonzept 

 

  

Planung 

Private  
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Langfristig geplantes Wohngebiet südlich des Steinhauses – Mögliche Parzellierung mit 
Grundstücksgrößen. Die Fläche liegt jedoch nicht mehr im Geltungsbereich des vorliegenden 
Bebauungsplanes. 

 

Bei der Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen sind öffentliche und private Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Nachfolgende 
Belange werden von der Planung im Wesentlichen berührt: 

Abb. 8 Tabellarische Übersicht über die berührten Belange beim Bebauungsplan Nr. 03.11 

Rechtsgrundlage Belange 
Abwägungs-

relevanz 

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 
Belange des Immissionsschutzes / der Anforderungen an 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB 
Belange der Wohnbedürfnisse / der Eigentumsverhältnisse 

/ der Schaffung stabiler Bewohnerstrukturen X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB 
Belange sozialer, kultureller Bedürfnisse / von Sport / 

Erholung / Freizeit X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB 

Belange der Erhaltung / Erneuerung / Fortentwicklung / 

Anpassung von Ortsteilen / zentraler 

Versorgungsstrukturen 
X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB 
Belange der Baukultur / des Denkmalschutzes / des 

Ortsbildes X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB Belange von Kirchen / von Religionsgemeinschaften nicht berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB Belange des Umweltschutzes (Schutzgüter) X 

§ 1a Abs. 5 BauGB 
Belange des Klimaschutzes / der Anpassung an den 

Klimawandel X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB 
Belange der Wirtschaft / der Landwirtschaft / der 

Forstwirtschaft / der Versorgung / der Rohstoffwirtschaft X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB Belange des Verkehrs X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB Belange der Verteidigung / des Zivilschutzes X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB Belange städtebaulicher Entwicklungskonzepte nicht berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB Belange des Hochwasserschutzes / der Wasserwirtschaft X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB Belange von Flüchtlingen / von Asylsuchenden nicht berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB Belange der Versorgung mit Grünflächen / Freiflächen X 

 

Berührte 

Belange 
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3.1 Belange des Immissionsschutzes / der Anforderungen an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse 
§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 

Da im vorliegenden Bebauungsplan die planungsrechtliche Umsetzung eines allgemeinen 

Wohngebietes südlich des Steinhauses entfällt, sind auch die darauf bezogenen 
nachfolgenden Abwägungen obsolet. Das Wohngebiet entfällt aufgrund des Betriebslärms 
einer benachbarten Hofstelle (siehe dazu auch die nachfolgende Abwägung zu Immissionen / 

Betriebslärm. 

Die Planung bereitet neben der Beordnung und Sicherung des Bestandes auch das Entstehen 

eines kleineren neuen Wohngebietes für die Ortschaft Bunderhee mit ca. 15 Bauplätzen vor. 

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist zu prüfen, ob im Bereich der Neuplanung 
gesunde Wohnverhältnisse gewährleistet werden können. 

An das Plangebiet angrenzend befindet sich die Steinhausstraße (Landesstraße 16). Die 

Verkehrslärmquelle wirkt bereits auf die vorhandenen Nutzungen des Plangebietes entlang 
der Straße, die den Charakter eines dörflichen Wohngebietes (MDW) haben. Sie wirkt auch auf 

das nunmehr geplante neue kleine Wohngebiet (WA). 

Es liegt eine schalltechnische Stellungnahme vor, die die Auswirkungen des Verkehrslärms 

berechnet und beurteilt.4 Für die Schutzwürdigkeit eines allgemeinen Wohngebietes (WA) 
sowie eines Mischgebietes (MI) sind die nachfolgenden Orientierungswerte der DIN 18005 

(Verkehr) heranzuziehen: 

Abb. 9 Orientierungswerte für ankommende Verkehrsgeräusche gemäß DIN 18005 

Art der zu schützenden Nutzung 
Orientierungswerte in dB (A) 

Tags (6 h – 22 h) Nachts (22 h – 6 h) 

Allgemeine Wohngebiete (WA) 55 45 

Mischgebiete bzw. dörfliche Wohngebiete (MDW)  60 50 

Prognostiziert und hochgerechnet für das Jahr 2037 wird für die Berechnung von einer 
durchschnittlichen täglichen Verkehrsmenge (DTV) auf der Landesstraße 16 in Höhe des 
Plangebietes von 2.104 ausgegangen. Die zulässigen Geschwindigkeiten liegen bei 50 bzw. 70 

km/h und es wird von jeweils freier Schallausbreitung ausgegangen. 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass innerhalb der festgesetzten Baugrenzen für die 
beiden dörflichen Gebiete (MDW) die Orientierungswerte eingehalten werden. Hier besteht 
kein Regelungserfordernis, da die Baugrenzen für die möglichen Hauptgebäude (auch infolge 
der einzuhaltenden Bauverbotszone entlang der L16) außerhalb der wesentlich belasteten 
Bereiche liegen. 

Für das geplante allgemeine Wohngebiet (WA) sind Überschreitungen entlang der 

Steinhausstraße in einem größeren Korridor jedoch möglich.5 Aufgrund der Überschreitungen 

sind hier Schutzmaßnahmen erforderlich, um gesunde Wohnverhältnisse sicherzustellen. 

                                                                    
4  Schalltechnische Stellungnahme im Rahmen der Bauleitplanung für den Bebauungsplan Nr. 03.11 

„Steinhaus und Umgebung“ in Bunde, Verkehrslärm, erstellt durch Ingenieurbüro für Energietechnik und 

Lärmschutz, Bericht-Nr.: 4768-22-L1, 16.02.2022 

5  Ebenda Seite 8 
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Aktive Schallschutzmaßnahmen in Form einer Verwallung oder Wand entlang der 

Landesstraße 16 sind aus städtebaulichen und insbesondere auch denkmalpflegerischen 
Gesichtspunkten in Nähe des „Steinhauses“ nicht zielführend. 
Es werden deshalb passive Schallschutzmaßnahmen in der Planung festgesetzt. In der im Plan 

bezeichneten Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 

Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes sind – entsprechend den Empfehlungen der 
Schallberechnung für das geplante Wohngebiet – Lärmpegelbereiche (LPB III und LPB II) 
gekennzeichnet. 

Abb. 10 Lärmpegelbereiche im festgesetzten Wohngebiet des Bebauungsplans Nr. 03.11 

 

In den gekennzeichneten Bereichen 

im Wohngebiet (rote mit Zacken 

umrandete Flächen) müssen die 

Außenbauteile von schutzbedürftigen 

Räumen (Aufenthaltsräume) 

besondere Anforderungen an die 

Luftschalldämmung erfüllen. 

Der Nachweis erfolgt im Rahmen der 

Baugenehmigung bzw. ist von den 

Bauwilligen zu beachten und 

umzusetzen (siehe textliche 

Festsetzung § 13). 

In der Nachbarschaft des Plangebietes befinden sich mehrere landwirtschaftliche Betriebe 
mit aktiver Tierhaltung. Zur Beurteilung der zu erwartenden Geruchsimmissionen auf das 

Plangebiet liegt ein Geruchsgutachten vor6. Es wurden die Betriebe als Emittenten beachtet, 

die sich im Umkreis von 600 m um den Geltungsbereich des Plangebietes befinden. Betriebe, 
die sich außerhalb dieses Abstandes befinden, sind dann zu berücksichtigen, wenn deren 

Immissionen einen relevanten Beitrag für das Plangebiet leisten würden. Ermittelt wurden 
insgesamt vier Milchvieh-(M) und Pferde-(P) haltende Betriebe, die im Umfeld des 

Plangebietes zwischen ca. 570 m (M, nordöstlich), ca. 310 m (M, nordöstlich), sowie in ca. 180 
m (P, südwestlich) und ca. 260 m (P, südwestlich) befinden.7 Geruchsimmissionen sind als 

erhebliche Belästigung anzusehen (§ 3 Abs. 1 BImSchG und Anhang 7 der TA Luft), wenn die in 
der nachfolgenden Tabelle angegebenen Immissionswerte überschritten werden. Bei dem 

Beurteilungssystem sind bereits Gewichtungsfaktoren für tierspezifische Geruchsqualitäten 

berücksichtigt. 

Abb. 11 Immissionsgrenzwerte der Geruchsstoffe für Baugebiete (Anhang 7 der TA-Luft) 

Gebietskategorie Immissionsgrenzwert* 

Wohn- und Mischgebiete, Kerngebiete mit Wohnen, urbane Gebiete 0,10 

Dorfgebiete 0,15 

* Ein Immissionswert von 0,10 entspricht z.B. einer Überschreitungshäufigkeit der voreingestellten 

Geruchskonzentration von 1 GE/m³ in 10 % der Jahresstunden. 

                                                                    
6  Immissionsschutzgutachten für die Bauleitplanung der Gemeinde Bunde, 38. Änderung des 

Flächennutzungsplanes, Bebauungsplan Nr. 03.11 „Steinhaus und Umgebung“, erstellt durch Ralf Dallmann, 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Oldenburg 16.02.2022, Anhänge III a bis III e, nur zur 

behördeninternen Verwendung aus Gründen des Datenschutzes 

7  Ebenda, Seite 4 
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Abb. 12 Darstellung der Kenngrößen für die Geruchsbelästigung8 

 

Die Ausbreitungsrechnung zeigt, dass in keinem Teil des 

Plangebietes die Grenzwerte von 0,10 oder 10 % erreicht 

werden. Es ist allenfalls eine Belastung von maximal 3 % 

zu verzeichnen (südliches Plangebiet). 

Damit bestehen für die Planung von Wohngebieten oder 

Mischgebieten keine Überschreitungen der 

Geruchshäufigkeiten und auch die weitere Entwicklung 

der umliegenden landwirtschaftlichen Betriebe ist durch 

die Planung nicht gefährdet. 

Im Rahmen der öffentlichen Beratung des Planes im Bau – und Planungsausschuss der 

Gemeinde (17.09.2024) wurden von einem Landwirt Hinweise eingebracht, die sich auf die 
Vereinbarkeit des in der Entwurfsfassung noch enthaltenen geplanten kleinen Wohngebietes 

mit einem etwas weiter südlich liegenden landwirtschaftlichen Hof bezogen. Er gab zu 
Bedenken, dass seine Getreidetrocknungsanlage und der dazugehörige Anlieferverkehr in die 

Betrachtung einzustellen seien. Mit Datum vom 30.01.2025 liegt diesbezüglich eine 

schalltechnische Stellungnahme9 vor, die in Summe zu den bereits untersuchten 

verkehrlichen Immissionen folgendes aussagt:  

• Die Getreidetrocknungsanlage konnte zunächst im Rahmen der Betriebsbegehung des 

Schallgutachters (15.01.2025) naturgemäß nicht gemessen werden. Dies erfolgte deshalb 
in den Monaten Juli / August 2025. 

• Mit den vom Landwirt vorgelegten Zahlen insbesondere zum zu erwartenden nächtlichen 
Anlieferverkehr für die Getreidetrocknungsanlage würden nach der Berechnung eines 

Lärmgutachters die Immissionsrichtwerte bei der nächstgelegenen Bauzeile im geplanten 
Wohngebiet überschritten. 

Die Gemeinde hat hierfür nachfolgende Lösungen geprüft und in ihre Abwägung eingestellt.  

Erste geprüfte Möglichkeit einer Konfliktlösung - Entsprechend den Berechnungen eines 

Lärmgutachters müsste eine Lärmschutzwand entlang der südlichen Grenze des geplanten 

Wohngebietes errichtet werden. Da sie relativ weit weg von der Getreidetrocknungsanlage 

und der Zufahrt des Hofes liegt, müsste sie zwischen 3 - 6 m hoch sein. So eine Wand ist aber 
in Kenntnis der denkmalrechtlichen Belange nicht möglich, städtebaulich an dieser Stelle und 
auf der Südseite der Häuser nicht wünschenswert oder zielführend, sie würde zudem einen 

Anpflanzstreifen verhindern. Die Umsetzung einer Lärmschutzwand und damit auch die 
Veränderung bisher geplanter Pflanzstreifen würde zudem infolge der Auswirkungen 

wiederum eine erneute Auslegung des Planes erfordern. 

Zweite geprüfte Möglichkeit – Eine Einhausung der Getreidetrocknungsanlage würde den 

Lärm reduzieren, ist aber aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus seitens der beteiligten 
nicht umsetzbar oder ein derzeit realistischer Lösungsansatz. 

                                                                    
8  Ebenda Anlage 4 

9  Schalltechnische Stellungnahme IEL Bericht Nr. 4768-25-L1 01 01, erstellt durch die IEL GmbH Aurich, 

30.01.2025 
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Dritte geprüfte Möglichkeit einer Konfliktlösung - Entsprechend der Berechnungsergebnisse 

könnte nur dann auf eine Lärmschutzwand verzichtet werden, wenn die südlich zum Hof 
gelegene Baugrenze mindestens um 13 m nach Norden, d.h. weg vom landwirtschaftlichen 
Betrieb, verschoben würde. Damit würde aber die gesamte bislang konzipierte südliche 

Bauzeile entfallen und die geplante Wohngebietserschließung mit Wendehammer ist für etwa 

4 Grundstücke unwirtschaftlich. Eine generelle Umplanung der verkehrlichen Erschließung 
mit dem Wissen um denkmalrechtliche Belange und den gewünschten Erhalt des alten 
Baumbestandes bei der Zufahrt ist nicht sinnvoll.  

Gewählte Lösung: 

Die Gemeinde gewichtet die Entwicklungserfordernisse des benachbarten 
landwirtschaftlichen Betriebes hoch und sieht kurzfristig keine Möglichkeit einer 

Konfliktlösung. Sie nimmt deshalb das gesamte Wohngebiet aus dem Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes. 

Es sind keine Verdachtsflächen innerhalb des Geltungsbereichs bekannt. Eine 
Zeitzeugenbefragung des ehemaligen Eigentümers (verfallener Eliashof) wurde der Unteren 
Bodenschutzbehörde übermittelt. Ggfs. wurden von der im Laufe der Zeit umgebauten 

Hofstelle (anno 1705) auf dem Grundstück Steinhausstraße 60 (Hof Elias) Umfassungsmauern 

als Gründung im Boden belassen. Vom ehemaligen Besitzer liegt hierzu folgende Auskunft vor: 

Die ehemalige Scheune trug im sog. Ankerbalken die Inschrift Anno 1705, sie wurde vom 
Holländer Johannes van Heteren errichtet. Anfang 1900 wurde die Scheune um ein 

Gulfelement erweitert (ehemaliger Pferdestall, dadurch erkennbar, dass der letzte 
Querbalken nicht aus Eiche bestand). In dieser Zeit hat auch wohl das Vordergebäude einen 

zusätzlichen Klinker erhalten. Die Scheune wurde beim Abtrag weiterverwendet wobei die 
Umfassungsmauern in ca. 1 m Höhe stehengeblieben sind. Hierdurch sind die ehemaligen 

Umrisse heute noch erkennbar. Ein Teil des Ständerwerks ist vermutlich in einer Kirche im 
Mindener Raum integriert worden. Sonstige Hinweise auf Altlasten liegen nicht vor. 

Mit Schreiben vom 17.02.2023 teilt die untere Abfall- und Bodenschutzbehörde, dass keine 

Angaben zum Vorliegen gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnissen hinsichtlich des Bodens 

und ggf. vorliegenden Bodenbelastungen getroffen werden. Nach Ansicht des Landkreises 
seien grundsätzlich alle landwirtschaftliche Hofstellen als Altlastenverdachtsflächen 

einzustufen, da durch diese Nutzung auf der Fläche Stoffe freigesetzt worden sein können (z. 
B. durch Leckagen bei Betankungsanlagen, im Werkstattbereich oder bei einem Öllager sowie 

durch den Umgang mit Schädlings-, Pflanzenbekämpfungs- und Düngemitteln, oder auch 
durch Austritt von Gülle und  Sickersäften aus Silage- und Festmistplätzen, usw.), die die 

Schutzgüter Boden und Grundwasser gefährden. Die Gemeinde Bunde hat dies in ihre 
Abwägung eingestellt und kommt zu folgendem Ergebnis: 

• Für die beiden Hofstellen – Tammenshof im nördlichen Plangebiet und den verfallenen 

Eliashof im südlichen Plangebiet – sind, außer der Vorlage des Landkreises als einer 
allgemeinen Verdachtsfläche, keine faktischen Hinweise auf schädliche 
Bodenbelastungen bekannt. 

Der Tammenshof wurde mit allen Außenanlagen umfangreich in den letzten Jahren nach 

denkmalrechtlichen Gesichtspunkten saniert. Bei keiner der zahlreichen vollzogenen 

Erdarbeiten (Ausbau der Zufahrt, Wegeflächen, Parkplätze, Drainagen entlang des 
Mauerwerks etc.) hat sich ein Altlastenverdacht gezeigt. 

Für den ehemaligen Hof Elias liegt eine Zeitzeugenbefragung vor, die einen Altlastenverdacht 
ebenfalls nicht bestätigt. Auch bereits vollzogene umfangreiche Erdarbeiten in direkter Nähe 

(Abriss alte Scheunenteile und Zufahrten im Bereich Steinhaus) haben keinen 

Altlastenverdacht ergeben. Die Hofstelle datiert von 1705 mit Anbauten von 1900 und ist 
aktuell mit zahlreichen Großbäumen (die teilweise über 100 Jahre alt sein dürften) bestanden. 

Altlasten 
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Schädliche Altlasten aus sehr früher Zeit sind hier weder infolge des Wurzelwerkes 

wahrscheinlich noch infolge der Vitalität der Bäume ableitbar. Gleiches gilt für den gesamten 
Einfahrtsbereich der ehemaligen Hofstelle. Auch hier ist bei Augenscheinnahme weder durch 
Geländemodellierungen oder einschlägige Hinweise ein Verdacht auf schädliche Altlasten 

gegeben. Geplant ist hier eine Grünfläche, die eine freie Sichtachse auf das 

denkmalgeschützte Steinhaus ermöglicht. Von ungesunderen Wohn- und 
Arbeitsverhältnissen ist infolge dieser Nutzung demnach nicht auszugehen. Im weiteren 
Umgebungsbereich der Hofstellen sind durch die hier durchgeführte Acker- bzw. 

Weidenutzung keine Hinweise auf schädliche Altablagerungen bekannt. 

Die Gemeinde kann davon ausgehen, dass zwar ein genereller allgemeiner Verdachtsfall 

infolge der Hofnutzungen vom Landkreis vorgetragen wird, es aber für den Planfall keine 

sonstigen faktischen Hinweise gibt, dass Bodenkontaminationen vorliegen, die eine 
Gesundheitsgefährdung für Menschen hervorrufen und die Nichtvollziehbarkeit der Planung 
begründen würden. Auf der Planung ist der Hinweis enthalten, dass mögliche Altlastenfunde 

bei Erdarbeiten unverzüglich der zuständigen Stelle zu melden sind. Die Gemeinde ist ihrer 

Fürsorgepflicht nachgekommen. Von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen kann bei 
Umsetzung der Planung ausgegangen werden. 

3.2 Belange der Wohnbedürfnisse / der Eigentumsbildung / der Schaffung stabiler 

Bewohnerstrukturen 

§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB 

Das südlich des Steinhauses geplanten kleine Wohngebiet ist nicht mehr Gegenstand der 
vorliegenden Bebauungsplanung. Die Belange der Wohnraumschaffung werden hinter den 

Belangen des Immissionsschutzes (benachbarter Hof) zurückgestellt. 

Im südlichen Plangebiet ist die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets (WA) geplant. Den 
Erfordernissen der Wohnversorgung in der Ortschaft Bunderhee wird damit Rechnung 

getragen (Eigenentwicklung), die Gemeinde verfügt kaum über noch freie 
Wohnbaugrundstücke. 

In einer Größenordnung von insgesamt rd. 8.390 m² können etwa 15 Baugrundstücke 

geschaffen werden. Durch zugeordnete private Grünflächen, die als Einbindung gegenüber 
der Landschaft dienen, liegen damit die Grundstücke bei ca. 540 bis 770 m². 

Örtlichen Wohnbedürfnissen und den Belangen der Eigentumsbildung wird mit der Planung 

in besonderer Weise Rechnung getragen. 

3.3 Belange sozialer, kultureller Bedürfnisse / von Sport / Erholung / Freizeit 

§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB 

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Leer10 weist der Gemeinde 

Bunde die besondere Entwicklungsaufgabe „Erholung“ zu. Standorte mit der besonderen 

Entwicklungsaufgabe Erholung sollen auf Grundlage der natürlichen Eignung der 
umgebenden Landschaft für Erholung und Freizeit, deren Umweltqualitäten, bestehender 
Erholungsinfrastruktur und kultureller Angebote gesichert und weiterentwickelt werden.11 

                                                                    
10  Regionales Raumordnungsprogramm 2024, Landkreis Leer 

11  Regionales Raumordnungsprogramm 2024, D 3.8 Erholung, Freizeit, Sport, Ziel 05, Landkreis Leer 
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Dieser Belang wird durch die Festsetzung der historischen und denkmalgeschützten Garten- 

und Grünanlage „Slingertuin“ – zwischen „Steinhaus“ und dem denkmalgeschützten 
Tammenshof an der Steinhausstraße gelegen – als private Grünfläche Rechnung getragen. 
Auch der weitere Garten und das Umfeld des „Steinhauses“ in der Ortschaft Bunderhee dienen 

Einwohnern und Besuchern zur Information über die Geschichte und Lebenswelt vom 

spätmittelalterlichen Großbauern (Häuptling) über die frühe Neuzeit und Barockzeit bis hin 
zum modernen bäuerlichen Selbstverständnis in der Zeit um 1900. 

Die Gartenanlage wurde im Rahmen der Dorferneuerungsplanung nach historischen Plänen 
neu geschaffen. Die dortige Planung wurde bereits mit Blick auf die Belange von Natur und 

Landschaft mit der unteren Naturschutzbehörde beim Landkreis Leer und die Belange der 

Denkmalpflege mit der unteren Denkmalschutzbehörde beim Landkreis abgestimmt und 

genehmigt (siehe hierzu auch Kapitel 3.5). 

Die Gartenanlage dient der Erholung und Entspannung insbesondere durch Spaziergänge und 
erholsame Aufenthalte in ruhiger Lage und trägt zur Verschönerung der Ortschaft Bunderhee 

bei. Daneben soll eine Nutzung der Garten- und Grünanlage in Einzelfällen durch kulturelle, 
soziale und gewerbliche Veranstaltungen erfolgen und es sollen so touristische Ziele der 

Gemeinde gestützt werden. Solche Veranstaltungen bedürfen jeweils der vorherigen 

schriftlichen Erlaubnis durch die Ostfriesische Landschaft.12 

Die Gartenanlage ist als private Grünfläche festgesetzt. Das Steinhaus mit angrenzender 
Gartenanlage des Tammenshof ist ein hohes kulturelles Sachgut in der Gemeinde Bunde und 

soll von daher maßvoll der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Die Ostfriesische Stiftung als 
Teil der Ostfriesischen Landschaft (Körperschaft öffentlichen Rechts) hat das Areal erworben 

und bleibt auch Eigentümer, deshalb erfolgt die Festsetzung als private Grünfläche. Die 
Stiftung ist hinsichtlich der denkmalrechtlichen Ziele jedoch auch öffentlichen Zwecken 

verpflichtet. 

Die vorliegende Planung mit der Sicherung und Weiterentwicklung von denkmalgeschützten 
Bereichen, touristischen Qualitäten und Umweltqualitäten steht vollständig in 

Übereinstimmung mit den Erfordernissen der Erholung und Freizeit. 

Die kulturellen Belange werden für den vorliegenden Planfall wesentlich durch die 

denkmalgeschützten Bauten sowie die historische Gartenanlage berührt (siehe dazu auch 
Kapitel 3.5). Sie werden erhalten und zeitgemäß in Abstimmung mit der zuständigen 
Fachbehörde weiterentwickelt, so dass die Planung insgesamt einen wesentlichen Beitrag zur 
Stützung kultureller Bedürfnisse leistet. 

3.4 Belange der Erhaltung / Erneuerung / Fortentwicklung von Ortsteilen / von 

zentralen Versorgungsbereichen 

§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB 

Die Ortschaft Bunderhee wird mit der Nutzung / Wiedernutzung historisch bedeutsamer 
Areale und der Ausweisung eines kleineren Wohngebietes in besonderer Weise gestützt. Das 
Wohngebiet wird an der Stelle einer verfallenen, abgängigen Hofstelle entwickelt und 

bereinigt damit das Ortsbild von Bunderhee und den Umgebungsbereich des „Steinhauses“. 
Die geplante Wohnbebauung stützt sowohl die Eigenentwicklung der Ortschaft Bunderhee, 
als auch die zentrale Ortslage Bunde. 

                                                                    
12  Aus: Benutzungsordnung für den Garten Tammen und den Garten des Steinhauses in Bunderhee, 

Ostfriesische Landschaft 

Kulturelle 

Bedürfnisse 
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Mit Hilfe einer umsichtigen Bodenvorratspolitik versucht die Gemeinde kontinuierlich in allen 

Ortschaften (Wymeer, Boen, Bunderhee, Dollart) Wohnbaugrundstücke bereitzustellen und 
anzubieten, denn schon seit einiger Zeit stehen hier keine Bauplätze in öffentlicher Regie 
mehr zur Verfügung. In der Ortschaft Wymeer ist die Entwicklung eines Baugebietes mit ca. 

ebenfalls 12 Bauplätzen in der Umsetzung. Die Planungen in Bunderhee unterfüttern dieses 

Grundstücksangebot. Bezüglich der Wohnraumnachfrage und Baumöglichkeiten liegen der 
Gemeinde derzeit mehrere Anfragen vor, die mangels Angeboten nicht bedient werden 
können. Auch alternative Bauflächen in direkter Lage von Bunde kann die Gemeinde derzeit 

nicht bieten. Vor diesem Hintergrund wird die Entwicklung der angebotenen Flächen in der 
Ortschaft Bunderhee zur Stützung der Wohnraumnachfrage hoch gewichtet. 

In einer Bürgerstellungnahme vom 27.08.2021 wurde darauf hingewiesen, dass auf der 

westlichen Seite der Steinhausstraße nur eine Nutzung mit in die Planung aufgenommen 
wurde (siehe hierzu auch Kapitel 3.9), diese aber mit einer umfänglichen öffentlichen 
Erschließungsstraße versehen wurde. Es wurde gebeten offenzulegen, ob es infolge der 

Festsetzung einer öffentlichen Verkehrsfläche hierfür ggf. noch weiterreichende 

Entwicklungsziele der Gemeinde gibt. Dies ist jedoch zum jetzigen Zeit explizit nicht der Fall. 
Die vorliegende Bauleitplanung hat eine baurechtliche Beordnung des festgesetzten 
Gesamtareals zum Ziel. Damit ist umfasst, dass auch die zur Rede stehende, vorhandene 
Bebauung westlich der Steinhausstraße mit der damals hierfür genehmigungsrechtlich 

erforderlichen öffentlichen Zufahrt in die Beordnung einbezogen wird (ein früheres 
Bauleitplanverfahren hierzu wurde nicht zu Ende geführt; die Gemeindestraße war zur 

Erschließung der Nutzung Steinhausstraße 49 erforderlich, eine direkte Erschließung von der 
Landesstraße war damals nicht gegeben). Mit der Planung verfolgt die Gemeinde zum einen 

eine Absicherung aller genehmigten baulichen Nutzungen, aber auch eine Harmonisierung 
der zukünftigen Entwicklungsziele insbesondere bezogen auf die gegenüberliegenden 

denkmalgeschützten Bereiche östlich der Steinhausstraße. Die Gemeinde verfolgt keine hier 
nicht dargelegten Ziele. 

3.5 Belange der Baukultur / des Denkmalschutzes / des Ortsbildes 

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB 

Die Belange der Baukultur sind von erheblicher Bedeutung für den Planungsraum. Das 

gesamte Siedlungsband entlang der Steinhausstraße ist als kulturelles Sachgut zu sehen. Im 
Laufe des Verfahrens wurde seitens der zuständigen Fachbehörde bezüglich des geplanten 

kleinen Wohngebietes ein hohes Konfliktpotential bezogen auf denkmalschutzrechtliche 
Belange gesehen. 

Die Gemeinde ist jedoch gehalten, eine Vielzahl an öffentlichen und privaten Belangen in ihre 

Abwägung einzustellen (nicht allein die denkmalschutzrechtlichen), und sie in gerechter 

Weise und vor dem Hintergrund ihrer städtebaulichen Ziele in Regelungen zu überführen. Dies 
ist mit nachfolgender Abwägung erfolgt und die denkmalrechtlichen Belange haben auch bei 

der Planung des kleinen Wohngebietes in hohem Maße Berücksichtigung gefunden: 

Im Laufe des Verfahrens wurde das geplante Wohngebiet deutlich in seinen Abmessungen 
verkleinert (Wegfall einer Bauzeile), um eine Überprägung der vorhandenen 
Siedlungsstruktur in der Ortschaft Bunderhee sowie im Bereich des Steinhauses zu 

vermeiden; 

• es wurde die Regelung umgesetzt, dass Zufahrten zu neuen Wohnhäusern aus Richtung 

des Steinhauses nicht möglich sind; 

Baukultur 
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• es wurde ein 3 m breiter Grünstreifen mit Pflanzgebot entlang der nördlichen Grenze des 
Baugebietes zum Steinhaus vorgesehen; nunmehr auf Empfehlung als zweireihige dichte 
Hainbuchenhecke; damit sind selbst Fußzugänge zu den Grundstücken ausgeschlossen; 

• es wird im Plan eine freie Sichtachse von der L 16 kommend auf das Steinhaus 

sichergestellt, so dass es als besonderes Bauwerk nicht der Wahrnehmung entzogen wird; 
diese Sichtachse ist derzeit nicht vorhanden (siehe auch Abb. 17); 

• es erfolgt eine Sicherung des Altbaumbestandes auf den Flächen, der als ehemaliges 
Hofgehölz von hoher Bedeutung auch für denkmalschutzrechtliche Belange und die 

Sicherung der umgebenden Kulturlandschaft ist; 

• es wird eine vollständige randliche Eingrünung (Festsetzung einer privaten Grünfläche) des 
allgemeinen Wohngebietes vorgesehen, die ebenfalls die Einbindung in das kulturelle 

Sachgut der Aufstrecksiedlungen der Kulturlandschaft und den Umgebungsschutz für die 
vorfindlichen denkmalgeschützten Gebäude stützen; 

• alle Einfriedungen müssen mit Laubhecken ausgeführt werden, auch dies stützt die 
Belange des Denkmalschutzes; 

• die bauliche Ausprägung des allgemeinen Wohngebietes (Kubatur, Dächer, Material) wird 
in den Festsetzungen am regionaltypischen Bestand orientiert (siehe hierzu die örtlichen 

Bauvorschriften Kapitel 4.3), wodurch sie mit den vorfindlichen Strukturen (z.B. maximal 2 

Wohneinheiten je Wohngebäude) harmonieren. 

Auch der bauliche Denkmalschutz findet entsprechend der Gesetzeslage Berücksichtigung. 
Die im Plangebiet vorhandenen zwei denkmalgeschützten Gebäude (Tammenshof, 

Steinhaus) sowie die denkmalgeschützte historische Gartenanlage sind nachrichtlich 

übernommen worden und als Denkmale im Plan verzeichnet. Auch im näheren 

Umgebungsbereich Steinhausstraße Nr. 54 wurde das Baudenkmale (Gulfhof) durch Signatur 

nachrichtlich übernommen. Es werden keine baurechtlichen Regelungen auf den Flächen 
vorgesehen, die diesen Denkmalbelangen entgegenstehen. Auch der erforderliche 
Umgebungsschutz ist berücksichtigt. Es ist folgender Hinweis auf dem Plan enthalten: 

Bauliche Anlagen – Bauvorhaben im Plangebiet sind gemäß § 8 NDSchG denkmalrechtlich 
genehmigungspflichtig. Anlagen in der Umgebung eines Baudenkmals dürfen nicht errichtet, 

geändert oder beseitigt werden, wenn dadurch das Erscheinungsbild des Baudenkmals 
beeinträchtigt wird. Bauliche Anlagen in der Umgebung eines Baudenkmals sind ferner so zu 

gestalten und instand zu halten, dass eine solche Beeinträchtigung nicht eintritt (§ 8 NDSchG). 

Tammenshof – Das ehemalige Hofgebäude Steinhausstraße 72 (Tammenshof) steht unter 

Denkmalschutz. Nach längerem Verfall ist das Gebäude in Abstimmung mit der zuständigen 

Denkmalschutzbehörde sehr aufwändig saniert worden. Es dient mittlerweile wesentlich 

einer gastronomischen Nutzung. 

Die Landwirtschaft war in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts auf deutscher und 
niederländischer Seite entlang des Dollart gesegnet mit guten Ernten und hohen 
Getreidepreisen. Die fruchtbaren Böden und die fetten Weiden mit den großen Viehherden 

machten die Bauern, deren Hofgrößen oftmals 100 Hektar und mehr betrugen, reich. Dieser 
Wohlstand der „Polderfürsten“ oder „Herrenbauern“ sollte gern zur Schau gestellt werden. 

Prachtvolle Hausfassaden, die die Formensprache bürgerlicher Stadthäuser aufgriffen, 
kaschierten die Wirtschaftsteile zur Straße hin, und den Abstand zwischen Haus und Straße 
füllten aufwändig angelegte Gärten. Ihre Gestaltung leitete sich von den englischen 

Landschaftsgärten ab, nahm Wasserläufe, Geländeerhöhungen und Teiche mit weißen 

Brücken auf sowie besondere Einzelbäume oder Baumgruppen. Nach den geschwungenen 

Wegen wurden diese Gärten „Slingertuin“ genannt. Ihre Pflege war sehr arbeitsintensiv, es 
bedurfte zum Teil extra Personal dafür. Der Garten war Statussymbol und Visitenkarte der 
wohlhabenden Bauernfamilie. Der Garten war, als die Ostfriesische Landschaft 2006 Hof und 
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Gelände von den Erben erwarb, stark verwildert. Ab 2016 konnte die Ostfriesische Landschaft 

ihre Bemühungen um Fördergelder für den Park verstärken. Ende 2018 wurden schließlich 
Mittel des Landes Niedersachsen bewilligt und es kamen Zuschüsse vom Landkreis Leer, der 
Gemeinde Bunde, der VGH-Stiftung sowie der Bingo-Umweltstiftung, so dass 2019 die 

Wiederherstellung der Anlage erfolgen konnte. Zusammen mit dem Steinhaus können nun die 

Geschichte und Lebenswelt vom spätmittelalterlichen Großbauern (Häuptling) über die frühe 
Neuzeit und Barockzeit bis hin zum modernen bäuerlichen Selbstverständnis in der Zeit um 
1900 kontinuierlich anhand der originalen Gegebenheiten nachvollzogen werden (aus: 

Information der Ostfriesischen Landschaft). 

Abb. 13 Denkmalgeschütztes Gebäude – Tammenshof, Steinhausstraße 72 

 
Bildquelle: tammenshof.de  

Gartenanlage Tammenshof – Die Gartenanlage Tammen zwischen „Steinhaus“ und 

Tammenshof an der Steinhausstraße sowie der Garten und das Umfeld des „Steinhauses“ in 

der Ortschaft Bunderhee sind historische Gartendenkmale. Sie liegen im Eigentum der 
Ostfriesischen Stiftung. Dies wird durch die Festsetzungen von privaten Grünflächen im 
Bebauungsplan berücksichtigt. Auch die Gartenanlage Tammen wurde in den letzten Jahren 

vollständig saniert und bildet ein Schmuckstück des kulturellen Erbes in der Ortschaft 

Bunderhee. 

Der Garten wurde um 1900 von dem niederländischen Gartenarchitekten Jan Vroom Senior 

um das historische Gulfhaus des Hofes im Stil des „Slingertuin“ erstellt, einer Variante des 
englischen Landschaftsgartens, die insbesondere in der niederländischen Provinz Groningen 

in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts sehr populär war. Parkanlagen dieser Art 
(insbesondere in Deutschland) existieren kaum noch, weshalb dem Gelände ein erheblicher 

denkmalpflegerischer Wert zukommt. 

Abb. 14 Neugestaltung des historischen Gartens und des Gartens zum „Steinhaus“ in Bunderhee, 

erstellt durch NWP, Oldenburg 2020 
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„Steinhaus“ Bunderhee – Im Plangebiet liegt auch das „Steinhaus“ Bunderhee. Es ist die 

ursprünglichste Häuptlingsburg Ostfrieslands. Während die wenigen erhaltenen Steinhäuser 
heute hinter Um- und Anbauten versteckt und alle übrigen nur noch archäologisch 
nachweisbar sind, ist der mittelalterliche Wehrturm von Bunderhee weitgehend unverfälscht 

erhalten. Das „Steinhaus“ wurde bereits umfänglich renoviert und öffentlichen 

Nutzungszecken zugeführt. Es ist ein für die Öffentlichkeit zugängliches Museum, das aber 
auch für Veranstaltungen genutzt werden kann. Im Bebauungsplan wurde hierfür eine 
Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Kulturellen Zwecken dienende Gebäude“ 

vorgesehen, womit alle nach Denkmalschutz erforderlichen Regelungen oder Entwicklungen 
für das Gebäude und die unmittelbare Umgebung gesichert sind. 

Im Laufe des 13. Jahrhundert waren innerhalb der vormals freien Landesgemeinden einzelne 

Familien zu besonderer Macht und Einfluss aufgestiegen. Diese Häuptlingsfamilien 
errichteten turmförmige wehrhafte Backsteinbauten, die Steinhäuser. Unter veränderten 
politischen Bedingungen wandelten sich später deren Funktion und Gestalt. …. Von 2010 bis 

2011 wurde die erforderliche Sanierung des baufälligen Denkmals durchgeführt. Auf dieser 

Grundlage soll die alte Häuptlingsburg nun schrittweise als neuer kulturhistorischer 
Anziehungspunkt und historischer Lern- und Erlebnisort im südlichen Ostfriesland 
erschlossen werden (aus: Informationen der Ostfriesischen Landschaft).13 

Abb. 15 „Steinhaus“ Bunderhee 

 
Bildquelle: Foto Anna Stella Bonin, vgh-Stiftung, Denkmalpflege  

Das weiter südlich vom „Steinhaus“ geplante kleine Wohngebiet wird in seiner Kubatur der 

Häuser an den Wohnbaustrukturen im Umgebungsbereich angepasst. Der Bebauungsplan 
sieht maximal eingeschossige Häuser in offener Bauweise mit einer maximalen Firsthöhe von 
9,0 m vor. Es sind nur symmetrisch geneigte Satteldächer mit einer Neigung zwischen 37° und 

max. 50° zugelassen. In der Gestaltung des Baugebietes kann bei Bedarf vorhandenes 
Altmaterial (Begrenzungsmauer, Material der Gebäudemauern der Hofstelle) wieder sinnvoll 

neu eingesetzt werden. Beim Wohngebiet werden des Weiteren Grünflächen mit 
Pflanzgeboten berücksichtigt, die das Gebiet gegenüber der offenen Landschaft einbinden. 
Alle prägenden Großbäume innerhalb des Gebietes werden gesichert. 

Gegenüber den Verkehrsflächen am „Steinhaus“ werden keine Zufahrten für die Wohnhäuser 

vorgesehen. Eine durchgehende Grünfläche schützt diesen Bereich. Es dürfen nur 
standortgerechte Hecken gepflanzt werden. 

  

                                                                    
13  Aus: Nds. Umweltstiftung, Information zur Eröffnungsfeier 
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Abb. 16 Wiedernutzung von Altmaterial 

 
Bildquelle: H. Brümmer 

In Abstimmung mit den Belangen 

des Denkmalschutzes wird jedoch 

auch die Möglichkeit offengehalten, 

dass hier bei Bedarf und Eignung 

bestehendes Altmaterial in Form 

einer Ziegelmauer wiedergenutzt 

werden könnte. 

Mit Schreiben vom 26.07.2021 teilt der Landkreis Leer (Bodendenkmalpflege) mit, dass das 

Plangebiet eine archäologische Verdachtsfläche ist. Aufgrund der historischen 
Siedlungsgeschichte sei im gesamten Planbereich mit weiteren archäologischen Funden zu 
rechnen. Es sei von einem grundsätzlichen Denkmalverdacht auszugehen. Deshalb sind die 

jeweiligen geplanten Bauvorhaben nach § 13 NDSchG denkmalrechtlich 
genehmigungspflichtig und archäologisch zu begleiten.14 Ein entsprechender Hinweis ist auf 

dem Plan eingetragen. 

Es liegt auch eine magnetische Prospektion (2017) für die Ostfriesische Landschaft vor, die 

Fachinformationen enthält. Mit Schreiben vom 15.02.2023 teilt deshalb auch die Ostfriesische 

Landschaft mit, dass im Zuge einer wissenschaftlichen Untersuchung am Steinhaus 

Bunderhee im Jahr 2017 des nördlichen angrenzenden Flurstücks „Im Dorfe“ der 
Archäologische Dienst der Ostfriesischen Landschaft Teile eines frühneuzeitlichen 
Grabensystems ermittelt hat, dass vermutlich in Bezug zum heutigen „Hof Elias“ oder eines 

Vorgängerbaus steht. Im westlichen Teil wurden Gruben entdeckt, die zu einer älteren, 
möglicherweise mittelalterlichen Bebauung gehören könnten. Diese wurden bei den 

Untersuchungen jedoch nur in Teilen erfasst. Eine Fortsetzung der Befunde auf den 
Flurstücken, die für die Wohnbebauung vorgesehen sind, ist daher sehr wahrscheinlich. Dem 

formulierten Denkmalverdacht sollte daher durch frühzeitige Prospektionen nachgegangen 
werden, mit dem Ziel ob noch weitere relevante Denkmalsubstanz im Boden erhalten ist. 

Dem bodendenkmalrechtlichen Belang wird nach Abwägung der Gemeinde ausreichend 
Rechnung getragen, wenn zukünftig bei konkreten Vorhaben zur Umsetzung des 

Wohngebietes (Beräumung, Anlage der Baustraße) frühzeitig vom Flächeneigentümer 
zwingend eine denkmalrechtliche Genehmigung eingeholt würde und sodann auf Kosten des 

Flächeneigentümers eine entsprechende Baubegleitung erfolgt. Mögliche denkmalwürdige 
Funde würden dann erforscht und es erfolgt eine Dokumentation. Der Denkmalbehörde sind 
dabei ausreichende Fristen für ihre Arbeiten einzuräumen.  

Die benannte Aufzeichnung seitens der Ostfriesischen Landschaft von Funden im direkten 
Umgebungsbereich (z.B. Fortführung von Gruben und ähnlichem) ergibt in Abwägung der 

Gemeinde keine Veranlassung, von einer grundsätzlichen Undurchführbarkeit des 

Wohngebietes an der geplanten Stelle auszugehen, weshalb die Fläche weiterhin im Rahmen 
der parallel erstellten 38. Änderung des Flächennutzungsplanes vorgesehen wird. Im Rahmen 
der Bebauungsplanung wird die Fläche allerdings nicht mehr planungsrechtlich 
berücksichtigt und entfällt aus dem Geltungsbereich. Eine denkmalrechtliche Prospektion 

noch vor Abschluss des Bauleitplanverfahrens und damit auch vor konkreten Bauplänen des 

                                                                    
14  Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 (Nds. GVBI. S. 517) zuletzt geändert durch Artikel 3 

des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (Nds. GVBl. S. 289) 

Archäologische 

Denkmalpflege 



   
   Gemeinde Bunde Bebauungsplan Nr. 03.11 „Steinhaus und Umgebung“ 23 von 54 

 

Flächeneigentümers wird in gerechter Abwägung mit privaten Belangen des 

Flächeneigentümers als nicht zielführend, und in der Sache für nicht erforderlich erachtet. Der 
Flächeneigentümer müsste – ohne Abschluss eines Bauleitplanverfahrens und die Schaffung 
von Baurechten – bereits für alle Kosten einer Prospektion aufkommen und seine Flächen 

wären zudem über einen längeren Zeitraum nicht mehr landwirtschaftlich nutzbar. Die 

denkmalrechtliche Genehmigungspflicht und anschließende Baubegleitung bei geplanten 
Bauvorhaben ist nach Ansicht der Gemeinde ausreichend und greift unabhängig vom 
Bauleitplanverfahren. 

Das kleine Wohngebiet entfällt aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes und insoweit 

ist eine Abwägung über eine vorgezogene Prospektion der Flächen obsolet. 

Auf der Planzeichnung ist folgender Hinweis vorhanden: Das Plangebiet ist eine 

archäologische Verdachtsfläche. Innerhalb des Plangebietes sind die Erdarbeiten zu den 
jeweiligen geplanten Bauvorhaben nach § 13 NDSchG denkmalrechtlich 
genehmigungspflichtig und archäologisch zu begleiten. Mit dieser Vorgabe sind die Belange 

der archäologischen Denkmalpflege berücksichtigt. 

Mit den oben dargelegten Sicherungen und Weiterentwicklung der Denkmäler sowie den für 

die neuen Wohnhäuser getroffenen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften sind 

positive Effekte für das Ortsbild in Bunderhee zu erwarten. Auch die Entfernung einer 

abgängigen und nicht mehr nutzbaren Hofstelle (Elias) im Süden für die Entwicklung eines 
kleinen Wohngebietes wird Verbesserungen für das Ortsbild im Umgebungsbereich des 

„Steinhauses“ bringen. 

Zur Anbindung des Wohngebietes an die Steinhausstraße werden die vorhandenen 

Verkehrsflächen südlich des „Steinhauses“ genutzt werden. Es entspricht ortsgestalterischen 

Zielen und einem Nachhaltigkeitsgrundsatz, dass die vorhandene große – sowohl für das 
„Steinhaus“ als auch die weiter westlich liegenden landwirtschaftlichen Flächen – ohnehin 

notwendige Verkehrsfläche für die Erschließung einiger weniger Häuser mitgenutzt wird. Auch 
dies dient dem Ortsbild. 

Die Erschließung der ersten Baureihe im neuen Wohngebiet erfolgt jedoch explizit aus dem 

Süden von der Planstraße aus und nicht vom Areal des Steinhauses aus. Vielmehr wird zum 

Steinhaus hin unter Wahrung der vorgetragenen denkmalpflegerischen Belange eine 
durchgehende Grünfläche mit dichter Heckenbepflanzung vorgesehen. 

Wesentlich für die Belange des Denkmalschutzes und des Ortsbildes ist, dass zugleich mit der 
Entwicklung des Wohngebietes eine neue Sichtachse von der Steinhausstraße mit Blick auf 

das Denkmal des „Steinhauses“ berücksichtigt wird. Das „Steinhaus“ erfährt damit eine 
hervorgehobene Stellung und Wahrnehmung. Entfernt werden hierzu standortfremde 

Nadelgehölze, die bislang den Blick auf das Steinhaus sehr einschränkt haben. 

Abb. 17 Freie Sichtachse auf das „Steinhaus“, bei gleichzeitigem Erhalt der Altbäume 

 

Die im geplanten Wohngebiet befindlichen großen 

prägenden Altbäume bleiben dennoch (bis auf zwei 

Exemplare) erhalten, denn der Entwurf der 

Erschließung und der Grundstückszuschnitte sind 

explizit auf den Erhalt der Bäume ausgerichtet. 

Ortsbild 

Freie Sichtachse 

„Steinhaus“ 
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3.6 Belange von Kirchen / von Religionsgemeinschaften 
§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB 

Die Belange werden nicht berührt. 

3.7 Belange des Umweltschutzes (Schutzgüter) 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

Grundlage der nachfolgenden Abwägung sind die Ergebnisse des Umweltberichts (siehe 
gesonderte Anlage zur Begründung). 

 Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaftsbild 
§1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Die bislang bereits genutzten Flächen werden als Gemeinbedarfsfläche, als dörfliches 

Wohngebiet (MDW) und als Grünflächen festgesetzt. In diesen Bestandsgebieten ergeben sich 

bezogen auf die Schutzgüter Tiere und Pflanzen keine Änderungen. Im Bereich der 
historischen Gartenanlage und den Außenanlagen des „Steinhauses“ sind eher weitere 

Verbesserungen für die Natur und Landschaft zu erwarten. 

Nur im Süden des Plangebiets wird mit der Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes (WA) 
die erstmalige Inanspruchnahme einer landwirtschaftlichen Fläche ermöglicht. 

Die südlich im Plangebiet gelegenen landwirtschaftlichen Flächen dienen derzeit als 
Nahrungshabitate für die Avifauna und Fledermäuse. Der Verlust kann mit der angrenzenden 
großen Agrarlandschaft ausgeglichen werden und die Eingriffe sind hier nicht erheblich. 

Bezogen auf den möglichen Abriss der verfallenen Hofstelle (Hof Elias) zugunsten eines 

kleinen Wohngebietes ist die vom Landkreis Leer angeregte Untersuchung auf 

Fledermaushabitate erfolgt. Es konnten keine eindeutigen Anzeichen für 
Fledermausquartiere gefunden werden.  

Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist damit im Falle eines Abrisses des Gebäudebestandes nach 
Datenlage kein Konfliktpotenzial gegeben.15 

Überplant werden im Bereich des festgesetzten allgemeinen Wohngebietes Acker- und 
ehemalige Hofflächen. Hier werden mit der Bebauung auch Hausgärten ausgebildet, die im 

Vergleich zu rein landwirtschaftlichen Flächen auch häufig ökologisch höherwertige 

Strukturen und neue Habitate für Pflanzen beinhalten können. Auch die Artenvielfalt kann 
höher werden. 

Aus artenschutzrechtlicher Sicht finden sich keine gefährdeten Pflanzenarten im Gebiet. Im 
Geltungsbereich wachsen zahlreiche Bäume verschiedener Arten. Sie werden 
folgendermaßen erhalten: 

• Im Bereich der historischen Gartenanlage sind mit der Festsetzung als Grünfläche und vor 
dem Hintergrund der denkmalpflegerischen Belange die zahlreichen prägenden Altbäume 

ohnehin und dauerhaft geschützt. Eine gesonderte Einmessung ist hier nicht erfolgt und 
auch nicht erforderlich. 

• Auch im Areal des denkmalgeschützten „Steinhauses“ mit der Festsetzung einer 

Gemeinbedarfsfläche ist eine gesonderte Einmessung oder Festsetzung von Bäumen nicht 
erfolgt. Mit Schreiben vom 26.07.2021 regt der Landkreis Leer jedoch an, die 

                                                                    
15  Erstellt durch: H & M Ingenieurbüro, Wasser, Boden, Natur und Landschaft, Hesel, 14.12.2021 
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Nachpflanzungen der Linden vor dem „Steinhaus“ wegen ihres prägenden Charakters 

festzusetzen. Es handelt sich um insgesamt 6 Linden (siehe auch die Abb. 15). Für eine 
gesonderte Einmessung und auch Festsetzung im Plan wird seitens der Gemeinde nach 
Prüfung kein Erfordernis gesehen, denn es handelt sich um Bäume innerhalb einer 

Gemeinbedarfsfläche. Die öffentlichen Belange der Denkmalpflege sind in diesem Bereich 

herausragend, was zur Nachpflanzung dieser jungen Linden geführt hat. Die weitere 
gestalterische Entwicklung des „Steinhauses“ soll deshalb weiterhin auf Basis der 
denkmalpflegerischen Einschätzungen (bezogen auf Größe sowie Anzahl der begleitend 

errichteten Bäume) erfolgen. Eine starre städtebauliche Festlegung der Baumstandorte 
wird hier deshalb nicht vorgenommen. 

• Eine Vielzahl prägender Altbäume findet sich im südlichen Plangebiet im Bereich des 

geplanten allgemeinen Wohngebietes. Diese Bäume werden – bis auf zwei Ausnahmen – 

durch einzelne Festsetzungen im Bebauungsplan erhalten (siehe dazu die Darlegungen im 

Umweltbericht). Ein Ahorn sowie eine Kastanie können nicht erhalten werden, hier wird 
das Erfordernis einer Grundstücksnutzung und Erschließung höher gewichtet, als der 
naturschutzfachliche Belang. Auch durch die Lage der Erschließung (siehe auch Kapitel 

3.10) wurde explizit der Erhalt der Bäume berücksichtigt. Die Altbäume können der 

Avifauna und Fledermäusen weiterhin Fortpflanzungs- und Ruhestätten bieten. 

Abb. 18 Mögliche Zufahrten zu den Grundstücken mit Altbaumbestand 

 

Die Zufahrt zu den Grundstücken ist infolge des 

erhaltenswerten Baumbestandes und aufgrund 

der Tatsache, dass eine Zufahrt aus Norden zu 

den Grundstücken aus Gründen des 

Denkmalschutzes nicht zugelassen wird, 

schwierig, aber grundsätzlich möglich. 

Die Darlegung möglicher Zufahrten ist dem in 

der Begründung enthaltenen 

Gestaltungsentwurf (s. nebenstehend) zu 

entnehmen, bei dem die möglichen Zufahrten 

von der Planstraße aus durch Pfeile markiert 

sind. 

Für den schonenden Umgang mit den Bäumen 

ist die DIN 18920 (Vegetationstechnik im 

Landschaftsbau Schutz von Bäumen, 

Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei 

Baumaßnahmen) und die R SBB (Richtlinien 

zum Schutz von Bäumen und 

Vegetationsbeständen bei Baumaßnahmen) zu 

beachten. 

Des Weiteren sieht die Planung auch umfangreiche Neupflanzungen vor: 

Im Bereich des geplanten Wohngebietes sowie des MDW 2 wird ein randliches Pflanzgebot auf 
privaten Grünflächen ausgesprochen. Je angefangenen 10 m ist ein hochstämmiger, 
standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Gegenüber dem Steinhaus ist auf den privaten 

Grünflächen ist eine zweireihige dichte Hainbuchen-Hecke vorzusehen. Mit Schreiben vom 
26.07.2021 weist der Landkreis Leer darauf hin, dass sich derartige Anpflanz-Festsetzungen 

angesichts der möglichen Vielzahl der Verantwortlichen und individueller 
Gestaltungswünsche der zukünftigen Grundstücksbesitzer erfahrungsgemäß als 

problematisch erweisen. Eine Umsetzung erfolgt, wie sich in der Praxis vielfach gezeigt hat, 

unter Umständen nur mit intensiver behördlicher Begleitung und Kontrolle. Dies hat die 
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Gemeinde in ihre Abwägung eingestellt. Es handelt sich bei der Entwicklung der 

Wohnbaufläche jedoch um einen Flächeneigentümer und insoweit geht die Gemeinde von der 
zielgerichteten Umsetzung und Beachtung der getroffenen Festsetzung zu randlichen 
Pflanzgeboten aus. Sie wird zudem zu gegebener Zeit die Maßnahmen prüfen. 

Zusätzlich werden weitere private Grünflächen ausgewiesen (Regenrückhaltebereich), die 

dauerhaft erhalten werden und weiterhin der Pflanzenwelt dienen. 

Die Gemeinde Bunde ist bemüht, die erstmalige Inanspruchnahme unbebauter Flächen 

weitgehend zu minimieren. Um im maßvollen Umfang Wohnbauflächen zur Verfügung zu 
stellen, bestehen jedoch keine geeigneten Flächenalternativen, bei deren Inanspruchnahme 
geringere Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche ausgehen. Eine intensivere Nutzung im 
Vergleich zur aktuellen Nutzung ist im Bereich der Wohnbauflächen zu erwarten. Die 

Nutzungen im Plangebiet bleiben überwiegend gleich, da Gebäude bereits bestehen und 
Grünanlagen erhalten bleiben. Hier entstehen eher Verbesserungen, als Verschlechterungen 
der bestehenden Situation. 

Infolge der Planung sind keine wesentlichen neuen aufgrund von Bebauung und Versiegelung 
im Wohngebiet Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden zu erwarten, denn es handelt sich 

um Bestandsbauten. Diese treten jedoch in Folge jedes Bauvorhabens auf und würden auch 

bei einer Verlagerung des Eingriffs an einen anderen Ort auftreten. Es ist von Auswirkungen 

auf die natürliche Bodenfunktion auszugehen. In besonderem Maße schutzwürdige Böden 
sind mit der Planung nicht betroffen. Der Eingriff in den Boden kann minimiert werden, wenn 

im Rahmen des Ausbaus wertvoller Oberboden gesichert und wieder eingebracht wird. Der 
Eingriff kann auch dadurch minimiert werden, wenn z.B. verbleibende Offenbodenbereiche 

nicht unnötig in einer Bauphase verdichtet werden, sondern in ihrer natürlichen Genese 
erhalten bleiben. Da es im Rahmen einer Versiegelung keinen wirklichen Ersatz für das 

Naturgut Boden gibt (ein Bodenaufbau kann nicht 1:1 an anderer Stelle wieder hergestellt 
werden und auch Sand gibt es nur einmal), ist dieser Sachverhalt im Rahmen der 

Eingriffsregelung im Nds. Städtetagsmodell praktikabel berücksichtigt worden. Mit der 
Definition von Wertpunkten für betroffene Biotoptypen ist verbunden, dass dieser Biotoptyp 
in seiner Gesamtheit auch wertvoll ist hinsichtlich von Bodenfunktionen (Kleintiere, 

Mikroorganismen), aber auch von Funktionen für den Wasserhaushalt (Durchlüftung des 
Bodens), für die Luft (Staubbindung), für das Klima (Schattenwirkung, Verdunstung etc.) und 

für das Landschaftsbild. 

Um die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu minimieren, wird das anfallende 
Oberflächenwasser in einem offenen Regenrückhaltebereich im Gebiet zurückgehalten, 

sodann so weit wie möglich vor Ort versickert und nur gedrosselt der Vorflut zugeführt. 

Das kleine Wohngebiet entfällt, bei den verbleibenden Flächen im Geltungsbereich handelt 

sich um die Neubeordnung von Bestandsflächen. Besondere Rückhalteerfordernisse ergeben 
sich deshalb nicht. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans bereitet im Süden des Geltungsbereichs die 
wohnbauliche Entwicklung landwirtschaftlich genutzter Flächen vor. Jede Form von 

Bebauung und Versiegelung kann z. B. lokal höhere Lufttemperaturen sowie veränderte 
Windströme entstehen lassen. Im Plangebiet werden zu erhaltende Altbäume und 
Grünflächen festgesetzt. Diese können die negativen Wirkungen auf Luft und Klima mindern 

und zu einer Senkung der Konzentrationen von Stickoxiden, Kohlenmonoxid und anderen 

Schadstoffen beitragen. So sorgen sie für saubere Luft. Schattenwerfende Bäume verringern 
zudem die sommerlichen Aufheizungseffekte. Ein großer offener Regenrückhaltebereich sorgt 

weiterhin für die notwendige Verdunstung anfallenden Wassers an Ort und Stelle und mindert 
den Eingriff. 

Schutzgut 

Fläche 

Schutzgut 

Boden 

Schutzgut 

Wasser 

Schutzgüter 

Luft / Klima 
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Das kleine Wohngebiet entfällt, bei den verbleibenden Flächen im Geltungsbereich handelt 

sich um die Neubeordnung von Bestandsflächen. Besondere Erfordernisse für die Schutzgüter 
ergeben sich nicht. 

Durch die Neuplanung des allgemeinen Wohngebiets werden keine wichtigen Sichtachsen 

zerstört. Im Gegenteil, eine Sichtachse mit Blick auf das bedeutende Bauwerk des 

„Steinhauses“ wird im Zuge der Planung neu geschaffen. Die geplanten Anpflanzungen von 
standortgerechten und heimischen Baumarten sowie Hecken in den Randbereichen des 
Geltungsbereiches tragen zur landschaftlichen Einbindung bei. Insgesamt fallen die 
Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild gering aus und werden als nicht erheblich 

eingestuft. 

In der Planung wurden entsprechend den städtebaulichen Zielen der Gemeinde Bunde eine 

Vielzahl von Sicherungs-, Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen (z.B. Pflanzgebote) 
bezogen auf die Belange von Natur und Landschaft berücksichtigt. Im Vergleich der 
Wertigkeiten vor und nach dem Eingriff ergibt sich gemäß den Ergebnissen des 

Umweltberichts dennoch auf Bebauungsplanebene ein Wertdefizit von 2.306 Wertpunkten. 
nur ein geringes Wertedefizit. Dieses Wertedefizit wird im „Kompensationsflächenpool 

Wynhamsterkolk“ der Gemeinde Bunde durch Übergabe von Wertpunkten an den 

Flächeneigentümer des Wohngebietes ausgeglichen. Die naturschutzfachlich gebotene 
Kompensation für das vorliegende Plangebiet steht mit den Aufwertungszielen des 
Flächenpools (großflächige Grünlandentwicklung) in rd. 7 km Entfernung in voller 

Übereinstimmung. Es wird nicht für zielführend erachtet, ein verbleibendes relativ geringes 
Wertedefizit durch die Festsetzung von eigenen Kompensationsmaßnahmen zu regeln. 

 Erhaltungsziele von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung 
§1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB) 

Der Geltungsbereich berührt keine überörtlichen Schutzgebiete. 

 Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB 

Die Steinhausstraße grenzt im Westen an den Geltungsbereich. Besondere Belastungen für 
das festgesetzte dörfliche Wohngebiet ergeben sich nicht. Die Gebäude sind Bestand. 

Aufgrund von Überschreitungen zulässiger Orientierungswerte durch den Verkehrslärm 

werden passive Schallschutzmaßnahmen definiert, sodass erhebliche Belastungen für den 
Menschen vermieden werden. 

Das Plangebiet hält einen ausreichenden Abstand zu umliegenden Hofstellen; die 
Geruchsbelastung ist nicht erheblich. 

 Umweltbezogene Auswirkungen auf Sach- / Kulturgüter 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 d BauGB 

Baudenkmale innerhalb des Geltungsbereichs werden erhalten und in der Planzeichnung als 

Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt, nachrichtlich gekennzeichnet. In der 

Planzeichnung ist auch ein Hinweis auf den Umgang mit archäologischen Bodenfunden und 
die erforderlichen Vorab-Genehmigungen bei Bodenarbeiten verzeichnet. Es ist jeweils die 
Untere Denkmalschutzbehörde oder der archäologische Dienst der Ostfriesischen Landschaft 

zu informieren. 

Schutzgut 

Landschaftsbild 

Vermeidung, 

Minimierung, 

Ausgleich / 

Ersatz 
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 Vermeidung von Emissionen / Umgang mit Abfällen / Abwasser 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB 

Mit den Festsetzungen eines allgemeinen Wohngebietes (WA), eines dörflichen Wohngebietes 
(MDW), einer Gemeinbedarfsfläche sowie von privaten Grünflächen sind nutzungstypische 

Emissionen verbunden, die keine erheblichen Beeinträchtigungen auslösen. Besondere 
Abfälle und Abwässer entstehen infolge des Planziels nicht. 

 Nutzung erneuerbarer Energie 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB 

Im Bebauungsplan werden keine planungsrechtlichen Vorgaben zur Nutzung erneuerbarer 

Energien getroffen. Die Nutzung entsprechender Maßnahmen ist nicht ausgeschlossen. Es ist 

zu erwarten, dass Gebäude im Neubauzustand modernen energetischen Anforderungen 
entsprechen. 

 Aussagen von Landschaftsplänen / Plänen des Wasser-/Abfall-/Immissionsschutzrechts 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 g BauGB 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises wurde überprüft, die dortigen aufgezeigten 

Wertigkeiten und Ziele stehen der Planung nicht entgegen. Weitere Fachpläne die der Planung 

entgegenstehen bzw. in dieser zu berücksichtigen sind, bestehen nicht. 

 Einhaltung der Luftqualität 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB 

Der Geltungsbereich befindet sich nicht innerhalb eines Gebiets zur Einhaltung der 

bestmöglichen Luftqualität der Europäischen Union. 

 Wechselwirkungen zwischen den Belangen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 i BauGB 

Die Planung kann mit naturschutzfachlichen und landschaftsbildbezogenen Belangen in 

Einklang gebracht werden. Besondere Wechselwirkungen zwischen den Belangen sind nicht 

bekannt. 

 Anfälligkeit der zulässigen Vorhaben für Unfälle / Katastrophen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB 

Mit den Festsetzungen eines allgemeinen Wohngebietes (WA), eines dörflichen Wohngebietes 

(MDW), einer Gemeinbedarfsfläche sowie von privaten Grünflächen werden keine 

Bauvorhaben vorbereitet, die ein besonderes Risikopotenzial bezüglich schwerer Unfälle oder 
Katastrophen bergen. Im Umfeld sind keine Betriebe oder Einrichtungen bekannt, von denen 
besondere oder erhebliche Gefahren ausgehen können. 
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3.8 Belange des Klimaschutzes, der Anpassung an den Klimawandel 
§ 1 a Abs. 5 BauGB 

Die Belange des Klimaschutzes wurden in die Abwägung eingestellt. Jede Form von Bebauung 
und Versiegelung kann direkt Einfluss auf das Lokalklima und indirekte Auswirkungen in 

Hinblick auf den Klimawandel nehmen. Lokal sind z. B. höhere Lufttemperaturen oder 

veränderte Windströme innerhalb erstmalig oder neu bebauter Bereiche zu erwarten. Im 
überörtlichen Maßstab kann jede (Bau-)Aktivität Auswirkungen auslösen, die sich 
gesamtklimatisch auswirken, z. B. durch Energieverbrauch oder Ressourceneinsatz. 

Mit der Planaufstellung werden jedoch wesentlich vorhandene Grünstrukturen (historische 
Gartenanlage, Freiräume des „Steinhauses“) und insbesondere Altbaumbestände weiterhin 

gesichert. Die Oberflächenentwässerung wird so vorgesehen, dass durch eine Rückhaltung im 

Gebiet und nur gedrosselte Zuführung zur Vorflut keine wesentlich nachteiligen 
Entwicklungen zu erwarten sind. Die Grundstückseinfriedungen sind mit standortheimischen 
Hecken vorzunehmen. Die Anlage von sog. Kies- und Schottergärten ist ausgeschlossen. Mit 

einer Neubebauung ist regelmäßig auch die Umsetzung hoher neuer energetischer Standards 

verbunden. 

In der Zusammenschau aller getroffenen Maßnahmen ist die Entwicklung eines kleinen 

Neubaugebietes zur Sicherung der Eigenentwicklung der Ortschaft Bunderhee mit den 

Belangen des Klimaschutzes vertretbar. 

3.9 Belange der Wirtschaft / der Landwirtschaft / der Forstwirtschaft / der 

Versorgung / der Rohstoffwirtschaft 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 

Zur planungsrechtlichen Beordnung der Raumes wurde auch das westlich der 
Steinhausstraße gelegene, baulich genutzte Grundstück an der kurzen öffentlichen 
Verkehrsfläche (Flurstück 5/1) in das Plangebiet einbezogen. Der diese Nutzung (ca. 2011) erst 

ermöglichende Entwurf des Bebauungsplans Nr. 03.10 „Eichenstraße Ost/Steinhausstraße“ 
konnte seinerzeit nicht in Kraft gesetzt werden, so dass hier bauleitplanerischer 
Handlungsbedarf besteht. 

Für das Areal, das bisher dem Außenbereich zuzuordnen war, ergeben sich mit der nun 
geplanten Festsetzung der Nutzungsart eines dörflichen Wohngebiets (MDW) (§ 5a BauGB) § 6 

BauNVO, keine gegenüber den beschränkten Nutzungsmöglichkeiten des Regimes nach § 35 

Baugesetzbuch unzulässig veränderten baurechtlichen Optionen. 

Bereits in der frühzeitigen Beteiligung (2021) wie auch in der Auslegung der Planung (Anfang 
2023) wurde von der dortigen Bürgerin vorgetragen, dass ihre Belange (Betreiben eines 
Biohofes) mit den geplante Plandarstellungen (im Entwurf ein geplantes Mischgebiet) nicht 
berücksichtigt seien. 

Die Gemeinde hat diesen Sachverhalt in ihre Prüfung eingestellt und kommt zu folgendem 
Ergebnis: 

• Die Gemeinde ist gehalten, im Rahmen ihrer Planung all die Flächen zu berücksichtigen, 
die für das Erreichen der städtebaulichen Ziele und zur Konfliktbewältigung erforderlich 

sind. In der Gesamtschau der verkehrlichen, der denkmalrechtlichen, 
immissionsschutzrechtlichen, wirtschaftlichen und siedlungsstrukturellen Belange hält 

die Gemeinde die Einbeziehung des Grundstücks für geboten. 

• Es besteht kein Anspruch von Flächeneigentümern auf eine dauerhafte Lage im 
Außenbereich. Die Gemeinde kann Flächen überplanen. Die Genehmigungsunterlagen für 

Flächeneigen-

tümer / 

Privatinteressen 
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den „Hofladen, integrierte Küche, Parkplatz und den Nachweis, dass es sich um einen 

„landwirtschaftlichen Betrieb“ handelt, bei dem in der Tat eine Abwägung über die weitere 
Lage im Außenbereich naheliegend wäre, wurde bereits 2022 von der Gemeinde 
angefordert, liegt aber bis heute nicht vor. Der Gemeinde liegt nur eine Baugenehmigung 

„Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Nebengebäude (Garage und Abstellraum) vom 

30.01.2011 vor. 

• In der verkehrlichen Dimension war in früheren Jahren für die baurechtlich Genehmigung 
des Bereichs Steinhausstraße 49 die Vorhaltung einer öffentlichen Verkehrsfläche 

zwingend erforderlich. Unter Berücksichtigung der Belange des Landesbehörde für 

Verkehr war auch der gegenüberliegende Bereich des Tammenshof mit einer 
kreuzungsgleichen Anbindung auszuführen. Hier ergibt sich bereits eine Notwendigkeit 

der Planübernahme. Für beide Regelungen war die Übernahme in eine verbindliche 

Bauleitplanung ebenfalls Ziel. 

• Eine weitere Notwendigkeit ergibt sich durch die städtebaulichen Ziele der Gemeinde und 
bezogen auf ihr Gesamtkonzept. Die Gemeinde stellt mit der vorliegenden Planung sicher, 

dass eine zwischen den Nutzungen abgestimmte Siedlungsentwicklung ermöglicht wird. 
Es wird sowohl den Belangen der gastronomischen und kulturellen Entwicklung des 
Tammenshof wie auch den Belangen des ländlichen Wohnens und einer Hofladennutzung 

Rechnung getragen. 

• Auch aus Denkmalschutzgründen ist die Einbeziehung des Bereiches notwendig. Die 

Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzungen sind wesentliche Vorbedingungen 
zur Sicherung des gegenüberliegenden, denkmalgeschützten Bereichs (Tammenshof, 

historische Gartenanlage, Steinhaus). Eine Erweiterung des Anwesens westlich der 

Steinhausstraße z.B. Bauten oder Nebenanlagen für den Biobetrieb und Hofladen muss 

abgestimmt mit den Belangen des Denkmalschutzes erfolgen. Rein landwirtschaftliche 
Hallenbauten und damit optische oder ggf. auch immissionsschutzrechtlich beachtliche 
Entwicklungen auf diesen Flächen entsprechend nicht dem Zielkonzept der Gemeinde. Es 

kann dahin gestellt bleiben, ob solche Entwicklungen insbesondere vor dem Hintergrund 
denkmalschutzrechtlicher Belange überhaupt genehmigungsfähig wären. 

Von einer Festsetzung des nördlichen Bereichs im Bebauungsplan als Mischgebiet (vormals MI 

1 und MI 2) wird nach Prüfung Abstand genommen. Die Mischgebietskategorie nach BauNVO 
setzt auf eine gleichgewichtige Verteilung von Wohnen und eher gewerblichen Strukturen. Da 

mit dem Tammenshof bereits eine gewichtige gastronomische / gewerbliche Nutzung im 
Bestand vorliegt, wäre eine Ausweitung der gewerblichen Nutzung gegenüberliegend bei der 

Steinhausstraße 49 (Wohnhaus mit Bioladen) ggf. baurechtlich eingeschränkt zu beurteilen. 
Es soll jedoch gewährleistet werden, dass eine gebietsverträgliche Weiterentwicklung der 
vorhandenen Strukturen (Biohof-Laden mit eigenen Produkten) möglich ist. 

Mit der Ausweisung eines dörflichen Wohngebietes (MDW) (§ 5 a BauNVO) im nördlichen 
Bereich des Bebauungsplanes werden die vorgetragenen Belange berücksichtigt und auch 

untereinander gerecht zu einem Ausgleich gebracht. Dörfliche Wohngebiete dienen dem 
Wohnen sowie der Unterbringung von land- und forstwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen 
und nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben. Die Nutzungsmischung muss nicht 

gleichgewichtig sein (§ 5 a Abs. 1 BauNVO). Damit unterscheidet das dörfliche Wohngebiet im 

Ergebnis drei Hauptnutzungen: das Wohnen, die Land- und Forstwirtschaft im Nebenerwerb 
und das Gewerbe. Das MDW gehört in seiner Nutzungsmischung zur Baugebietskategorie der 
Mischgebiete. Die Festsetzung eines dörflichen Wohngebietes ermöglicht damit den Erhalt 

und die Weiterentwicklung vorhandener bestehender nutzungsgemischter Strukturen. Im 
Bebauungsplan werden des Weiteren auch keinerlei Einschränkungen der zulässigen 

Nutzungen eine MDW vorgenommen.  
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Zulässig sind (§ 5a Abs. 2 BauGB): 

1. Wohngebäude, 
2. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Nebenerwerbsbetriebe und die 

dazugehörigen Wohnungen und Wohngebäude, 

3. Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden Nutzgärten, 

4. nicht gewerbliche Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung, 
5. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie Schank- und Speisewirtschaften, 
6. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
7. sonstige Gewerbebetriebe, 

8. Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke. 

Hinsichtlich der zugelassenen Tierhaltung ist regelmäßig eine herkömmliche und mit einer 
Wohnnutzung grundsätzlich vereinbare Haus- und Nutztierhaltung gemeint (z.B. Pferde, 
Hühner). Auch Ferienwohnungen sind grundsätzlich als nicht störende Gewerbebetriebe in 

einem MDW zugelassen. 

Mit der Festsetzung dieser Baurechtskategorie MDW sind die vorgetragenen Belange für die 

beidseits der Steinhausstraße gelegenen Bereiche berücksichtigt (Hofladen, Biobeeren, 

Wohnen westlich der Straße), es sind auch die Belange des gegenüberliegenden 

gastronomischen / kulturellen Betriebs des Tammenshof berücksichtigt. Zugleich können 
sich in beiden Bereichen Entwicklungen vollziehen, die dennoch den jeweils 

gegenüberliegenden Bestand nicht in seiner in seiner Entwicklung beeinträchtigen. Konflikte 
werden vermieden und die Regelung entspricht dem Zielkonzept der Gemeinde 

Für die gewerbliche Wirtschaft in Bunde werden mit der Flächenentwicklung positive Effekte 

(Bauwirtschaft, Tourismus) erwartet. Insbesondere auch die Wiedernutzung und 
Restaurierung des denkmalgeschützten Tammenshof im Norden des Plangebietes als 

gastronomische Einrichtung kann zu einer wirtschaftlichen Belebung im Ort beitragen. 

Das Plangebiet liegt in einem großflächig ausgewiesenen Vorsorgegebiet für die 
Landwirtschaft aufgrund besonderer Funktionen der Landwirtschaft. Eine landwirtschaftliche 

Nutzung erfolgt tatsächlich jedoch nur noch ausnahmsweise im südlichen Randbereich des 

Plangebietes (kleine Fläche im Bereich des verfallenen Hofes Elias). Um Konflikte mit dem 
Betrieb einer südlich liegenden Hofstelle zu vermeiden, wird auf die Umsetzung der kleinen 
Wohnbaufläche südlich des Steinhauses verzichtet. 

Die Entwicklung umliegender Hofstellen wird durch die Planung nicht beeinträchtigt. Die 

vorfindlichen Geruchseinwirkungen im Plangebiet durch die Hofstellen liegen weit unter den 
zulässigen Immissionsgrenzwerten (siehe auch Kapitel 3.1), womit umgekehrt auch 

Entwicklungsmöglichkeiten der Betriebe weiterhin gesichert sind. Erforderliche 
Kompensationsleistungen für die Eingriffe in Natur und Landschaft durch die Neubebauung 
sind in Verbindung mit dem bestehenden Flächenpool der Gemeinde umsetzbar, so dass auch 

hier die Belange der Landwirtschaft nicht wesentlich berührt werden. Und schließlich wird die 
Erreichbarkeit landwirtschaftlicher Flächen, die sich östlich vom Plangebiet erstrecken, durch 

die Festsetzung von Geh-, Fahr und Leitungsrechten weiterhin gesichert. 

Ein besonderer Vortrag zu den Belangen einer auch landwirtschaftlichen Nutzung 

(Steinhausstraße Nr. 49) ist im Laufe des Verfahrens erfolgt. Siehe hierzu die Abwägung oben 
unter Privat-Eigentum. 

Die Belange sind nicht berührt. 

Besondere neue Infrastrukturerfordernisse ergeben sich mit der Planung nicht. Die 
Entwicklung einer kleinen Wohnbaufläche mit rd. 15 Bauplätzen löst keine neuen 
infrastrukturellen Erfordernisse für die Gemeinde Bunde aus. 
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Die technische Ver- und Entsorgung der Flächen kann infolge der Lage an der Steinhausstraße 

durch die Versorgungsträger durch einen Ausbau ihrer Netze sichergestellt werden: 

• Die Stromversorgung wird durch Energieversorgungsunternehmen sichergestellt. 

• Es werden keine neuen Gasleitungen mehr im Gebiet durch die Versorger verlegt. Die 
Bauwilligen müssen eigene Versorgungssysteme (z.B. durch Wärmepumpen, 
Wärmetauscher oder vergleichbare Systeme) vorsehen. Ein besonderer Platzbedarf für 

Einrichtungen ist nicht erkennbar. 

• Die Wasserversorgung des Plangebietes ist durch Anschluss an das Netz des 
Wasserversorgungsverbandes Rheiderland gesichert. 

• Brandschutz – Mit Schreiben vom 16.07.2021 teilt der Wasserversorgungsverband 

Rheiderland mit, dass das örtliche Versorgungsnetz für die Dauer der Messung folgende 

Werte aufweist (07/2021 ): Messstelle Ml 112 m3/h M2 121 m3/h M3 111 m3/h. Die 

Einzelentnahmemengen an den Unterflurhydranten (Messpunkte) sind an den Tagen mit 
einer normalen Versorgungssituation der öffentlichen Trinkwasserversorgung recht 
leistungsfähig und erreichen im Einzelbetrieb je Hydranten bis zu 121 m3/h entsprechend 

rd. 2010 1/min. Für die gemessene Löschwassermenge übernimmt der 

Wasserversorgungsverband Rheiderland keine haftungsrechtliche Garantie, da sich die 
Druckverluste in den Spitzenlastzeiten – bezogen auf die Tagesmenge und insbesondere 

in Zeiten höherer Abgabemengen, z. B. im Sommer mit langer Trockenheit und hohen 

Temperaturen — sehr stark erhöhen und die zur Verfügung stehende Menge stark reduziert 

wird. Mit steigender Verbrauchsmenge erhöhen sich die Rohrreibungsverluste in einem 
quadratischen Verhältnis, so dass beim gleichzeitigen Betrieb mehrerer Hydranten im weit 

verzweigten Rohrnetz des WVV-Rheiderland wesentlich ungünstigere 
Betriebsbedingungen in dem betreffenden Gebiet vorhanden sein werden. Aus diesem 

Grund und aus der Erfahrung, dass Brandfälle relativ häufig in Zeiten großer Trockenheit, 
z. B. nach einem Blitzschlag entstehen können, sei nur ein sicherer Grundschutz durch die 
Rohrleitung der öffentlichen Trinkwasserversorgung gewährleistet. Der Grundschutz ist 

gemäß dem DVGW — Arbeitsblatt W405 mit 48 m 3/h 800 1/min. für die erreichbaren 

Hydranten anzusetzen und kann vom WV-Rheiderland auch in Zeiten höherer 

Abgabemengen bereitgestellt werden.  

Abb. 19 Lage der Hydranten (Schreiben des Wasserversorgungsverbandes Rheiderland, 16.07.2021) 

 

Der Abstand der vorhandenen Unterflurhydranten zu 

dem geplanten Wohngebiet beträgt max. 150 m. 

Da der erforderliche Grundschutz gesichert ist, wird der 

Belang der Löschwasserversorgung im Rahmen der 

Bebauungsplanung hinreichend berücksichtigt. 

• Die erforderliche Versorgung mit Telekommunikationsleitungen erfolgt über die 

entsprechenden privaten Anbieter. Entgegen dem Vorschlag der Telekom (Schreiben vom 

27.07.2021) besteht auf Ebene der gemeindlichen Bauleitplanung kein Erfordernis, die 
Festlegungen des § 77k Abs. 4 Telekommunikationsgesetz (TKG 2016, Vorsehung von 
Leerrohren) aufzunehmen. Die Festlegung ist veraltet, das neue TKG datiert aus 2021 und 

enthält diese Vorgabe nicht mehr. Bei Neubauten kann die Verlegung von Leerrohren für 

Kommunikationsleitungen mittlerweile als Baustandard gelten. 
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• Das anfallende Schmutz- und Regenwasser wird nach dem Trennsystem abgeleitet. Das 
Plangebiet ist in den Bereichen des „Steinhauses“, des Tammenshof und der ehemaligen 
südlichen Hofstelle (Elias) bereits an die Schmutzwasserkanalisation angeschlossen. Für 
das neu geplante Wohngebiet erfolgt ebenfalls ein Anschluss. Das anfallende 

Schmutzwasser wird über Grundleitungen gesammelt und in den öffentlichen 

Schmutzwasserkanal eingeleitet. Die Aufnahmekapazität seitens der kommunalen 
Abwasserreinigungsanlage ist seitens der Gemeinde gewährleistet. 

• Die Müllbeseitigung erfolgt durch den Landkreis. 

• Zur Oberflächenentwässerung siehe Kapitel 3.13. 

Die Belange der Rohstoffwirtschaft sind nicht berührt. 

Eine aktuell geplante Salzstockbohrung von NOBIAN Industrial Chemicals B.V .zur Erkundung 
und ggf. Erschließung von Salzvorkommen befindet sich westlich innerhalb des 
Interessentenpolders in rd. 1.300 m Entfernung. Der Vorhabenträger ist dort gehalten, sein 

Vorhaben mit der seit längerem bestehenden Bauleitplanung der Gemeinde und sonstigen 
öffentlichen Belangen in Einklang zu bringen. 

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie weist mit Schreiben vom 30.06.2021 darauf 

hin, dass nördlich des Plangebietes Erdgastransportleitungen verlaufen. Mit Schreiben vom 

08.07.2021 weist auch die Gasunie auf diese Leitungen ihres Unternehmens hin. Dabei ist der 
zuständige Leitungsbetrieb der Gasunie bereits über Arbeiten im Näherungsbereich ab ca. 50 
m zur Erdgastransportleitung bzw. zum Kabel zu informieren. Es sind nachfolgende Leitungen 

betroffen: 

Abb. 20 Gashochdruckleitungen, die nördlich des Plangebiets verlaufen, Unterlage der Gasunie, 

08.07.2021 

 
Verlauf der Gasleitungen nördlich des Plangebietes (rot) 
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Die Leitungen verlaufen nördlich außerhalb des Plangebietes und wurden nachrichtlich im 

Plan vermerkt. Es wird auf hierzu die Erkundigungspflicht der Ausbauunternehmer und auf die 
Einhaltung der Schutzbestimmungen der Leitungsbetreiber hingewiesen. Durch frühzeitige 
Beteiligung und Koordination können die Arbeiten bei Bedarf effizient für alle Baubeteiligten 

umgesetzt werden. Da die Leitungen außerhalb des Plangebietes verlaufen, stehen die 

Belange des Leitungsbetreibers der Planung nicht grundsätzlich entgegen. 

Mit Schreiben vom 16.07.2021 teilt der Wasserversorgungsverband Rheiderland mit, dass 
parallel zur Landesstraße eine Haupttrinkwasserleitung DN 200 zur Versorgung des 

nördlichen Gemeindegebietes auf Privatgrund verläuft. Diese Leitung darf nicht überbaut 
werden. Da die Leitung nach Kenntnisstand innerhalb der Bauverbotszone von 20 m der 

Landesstraße verlegt ist, ist eine Überbauung im Zuge der Planungen ausgeschlossen. Es 

werden auch keine zusätzlichen Privatzufahrten zum Gebiet entwickelt. Im Bereich der 

insgesamt 3 m breiten festgesetzten Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Fuß- und 

Radweg) ist vor Aufnahme der Bauarbeiten der Leitungsträger zu kontaktieren und die 
Schutzbestimmungen sind zu beachten. 

3.10 Belange des Verkehrs 
§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB 

Erschlossen wird das Areal über die Steinhausstraße, die als Landesstraße 16 regionale 
Bedeutung besitzt und die insgesamt für die Aufnahme auch eines erhöhten Verkehrs geeignet 

ist. Die derzeitigen Belastungszahlen dieser Landesstraße sind mit einer durchschnittlichen 

täglichen Verkehrsmenge von etwa 1.924 Kfz/24h im Bereich des Plangebietes eher gering. 

Abb. 21 Verkehrsflächen im Plangebiet 

 

Die drei zwei Anbindungspunkte an die 

L16 sind Bestand und als öffentliche 

Verkehrsflächen festgesetzt:  

Im nördlichen Bereich (Tammenshof 

und gegenüberliegende Nutzung) ist 

eine kreuzungsgleiche Anbindung 

vorhanden. Sie wurde umfänglich in 

den erforderlichen Ausbaubreiten und 

Einmündungsradien auf die L16 mit der 

zuständigen Fachbehörde in der 

Vergangenheit abgestimmt. 

Gleiches gilt für die Anbindung des 

„Steinhauses“ an die L16, bei der auch 

Einfahrtmöglichkeiten für Busverkehr 

umgesetzt wurden. Diese Anbindung 

wird auch für die Erschließung des 

geplanten neuen kleinen Baugebietes 

genutzt. 

 

  

Externe 

Anbindung 



   
   Gemeinde Bunde Bebauungsplan Nr. 03.11 „Steinhaus und Umgebung“ 35 von 54 

 

Die Nutzung des Tammenshof und insgesamt die touristische Nutzung des Areals um die 

historische Gartenanlage und das „Steinhaus“, sowie die Entwicklung des südlichen 
Wohnbauareals können zu einem in Phasen erhöhten verkehrlichen Aufkommen führen. 
Dieses erhöhte Aufkommen steht der Planung jedoch nicht grundsätzlich entgegen. 

Für die Anbindung des Tammenshof an die Steinhausstraße wurden die Unterlagen 

berücksichtigt, die vom Fachplaner mit dem NLStBV abgestimmt wurden. Die Zustimmung 
der NLStBV zur überarbeiteten Planung16 erfolgte am 14.11.2022. Der Bebauungsplan 
berücksichtigt auch die aufgeweiteten Verkehrsflächen im Bereich des Steinhauses, so dass 

die Belange der Straßenbaubehörde und des übergeordneten Verkehrs Berücksichtigung 
finden. 

Mit der Planung wird die ehemalige Zufahrt zum verfallenen Hof Elias aufgehoben. Zur 

Erreichbarkeit der weiter östlich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen werden Geh-, Fahr 
und Leitungsrechte vorgesehen. 

Der Hinweis der NLSTBV, dass es entlang der L16 auf den privaten Grünflächen infolge des  

Pflanzgebotes nicht zu Beeinträchtigungen der L16 kommen darf und Anpflanzungen mit 
einem Mindestabstand von 1 m zur Straßengrundstücksgrenze durchzuführen sind, wird 

berücksichtigt. Nur im MWD – 2 ist eine kleine private Pflanzfläche mit 3 m Breite davon 

betroffen. 

Für die Gemeindestraßen an der Westseite der L 16 wurde in früheren Jahren bereits eine 
Vereinbarung mit der Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr geschlossen. Gleiches 

ist für den Bereich des östlich gelegenen Tammenshof geschehen. Es entstand so eine 
kreuzungsgleiche Anbindung. Die Straßenabschnitte sind als öffentliche Verkehrsflächen 

gewidmet. 

Bei einem Tempo von 70 km/h außerorts beträgt die Schenkellänge in der anbaufreien 
Hauptverkehrsstraße und bei 0 % Straßenneigung je Blickrichtung 110 m (RAL 2012 Richtlinie 

für die Anlage von Landstraßen). Diese erforderlichen Sichtdreiecke (Schenkellänge 110 m) in 
beide Richtungen auf der Landesstraße (Tempo 70 km/h) sind im Plan berücksichtigt. Sie sind 

gemäß Hinweis auf dem Plan von sichtbehindernden Bepflanzungen freizuhalten. 

Die erforderliche Bauverbotszone von 20 m (gemessen ab Fahrbahnkante) entlang der L16 

wird mit der Lage der Baugrenzen berücksichtigt. Die Bauverbotszone ist nachrichtlich im 
Plan vermerkt. Eine zusätzliche Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten 
sind, wie im Schreiben der Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr vom 07.07.2021 
vorgeschlagen, wird für das MDW westlich der L 16 und die Gemeinbedarfsfläche 
berücksichtigt. Für die angrenzenden privaten Grünflächen ist sie nicht erforderlich. Hier ist 

die Errichtung von Nebenanlagen oder Garagen ohnehin ausgeschlossen. 

Das Plangebiet befindet sich beidseitig der Landesstraße 16 außerhalb einer geschlossenen 
Ortschaft. Entlang der Steinhausstraße (L 16) wird deshalb entsprechend der Maßgabe der 
Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr ein Zu- und Abfahrtsverbot berücksichtigt. 

Eine neue interne Erschließung ist durch den Wegfall des Wohngebietes nicht mehr 
notwendig. 

Für das neu geplante Wohngebiet wird eine innenliegende Planstraße zur Erschließung mit 

einem Profil von 6,5 m vorgesehen. Sie mündet in einem Wendeplatz von insgesamt 23 m 

Durchmesser. Damit ist z.B. für Müllfahrzeuge eine ordnungsgemäße Wendemöglichkeit 
gegeben. 

                                                                    
16  Bearbeitung durch IST, Ingenieurbüro für Straßen- und Tiefbau, Schortens 
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Der Wendehammer ragt leicht in die Bauverbotszone entlang der L16. Dies ist jedoch 

unschädlich und mit der zuständigen Landesbehörde im Vorfeld vom Flächeneigentümer 
abgestimmt worden. 

Für diesen Verlauf der Planstraße und damit die Erschließung der angrenzenden 

Baugrundstücke waren mehrere Belange ausschlaggebend: 

• Aufgrund der Belange der Straßenbauverwaltung ist eine weitere direkte 

Erschließungsstraße auf die L16 nicht möglich; nur die Erschließungsstraße zum Steinhaus 

steht zur Verfügung; 

• aufgrund der Belange des Denkmalschutzes war jedoch auch eine Erschließung von 
Grundstücken direkt von der Straße beim Steinhaus nicht möglich, sondern hier sollte mit 

einer durchgehenden, dicht mit einer Hecke bepflanzte Grünfläche eine optische 
Abtrennung des Neubaugebietes zum Steinhaus erfolgen; 

• aufgrund der Belange von Natur und Landschaft sowie des Ortsbildes sollte die 
Erschließung schließlich auch den vorhandenen prägenden Altbaumbestand als 
gemeindliches Ziel weitgehend unberührt lassen. 

Somit ergaben sich keine wesentlichen Alternativen für eine innere Erschließung. 

Die Zufahrt für den landwirtschaftlichen Verkehr sowie die erforderliche 
Gewässerunterhaltung auf die weiter östlich vom Plangebiet liegenden Freiflächen erfolgt 

weiterhin über die bestehenden Zufahrten. Zur dauerhaften Sicherstellung wurden hier  
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte im Plan berücksichtigt (GFL 1 und GFL 2). Damit ist auch die 

Verlegung von Leitungen, z.B. für Entwässerungen, nicht ausgeschlossen. 

3.11 Belange des Militärs / des Zivilschutzes 

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB 

Militärische Belange werden nicht berührt. 

Es liegen keine Hinweise auf eine Bombardierung innerhalb des Planbereichs vor. 
Kampfmittelfunde sind nicht bekannt. Auch im Rahmen früherer denkmalrechtlicher 

Erhebungen im Bereich des Steinhauses haben sich nach Wissen der Gemeinde keine 

Hinweise auf Rüstungsaltlasten ergeben. 

Es kann jedoch nie vollständig ausgeschlossen werden, dass dennoch bei Bauarbeiten 

Kriegsblindgänger aufzufinden sind. Bei Baumaßnahmen ist deshalb jederzeit auf mögliche 

Kampfmittel zu achten, bei Funden sind jegliche Arbeiten unmittelbar einzustellen und die 
zuständigen Dienststellen zu benachrichtigen. Ein entsprechender Hinweis ist in die 

Planzeichnung aufgenommen. Dem Vorhabenträger wird vor Umsetzung der Baustraße / 

Planstraße im allgemeinen Wohngebiet eine Luftbildauswertung zu Rüstungsaltlasten 
empfohlen. 

3.12 Belange städtebaulicher Entwicklungskonzepte  

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB 

Es existieren keine städtebaulichen Konzepte der Gemeinde, die der Planung entgegenstehen 
oder die inhaltlich zu beachten wären. Die Ziele der Dorferneuerung werden mit der Planung 

berücksichtigt und im Bereich der denkmalgeschützten Bauten und der Gartenanlage 
gesichert. Das Flächenkonzept für die Windenergienutzung sieht Flächen sehr weit im 
Westen vor und berührt die vorliegende Planung nicht. 
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3.13 Belange der Wasserwirtschaft / des Hochwasserschutzes 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Schutzbereiches. 

Im Geltungsbereich des Plangebietes sind zwei Tümpel im Bereich der historischen 
Gartenanlage vorhanden. Sie werden durch die Planung nicht verändert. 

Abb. 22 Lage der Tümpel, Gewässer und Gräben im und um das Plangebiet 

 
© GeoBasis-DE/LGLN (2024), CC-BY 4.0, Daten geändert mit 

Geltungsbereich 

Im näheren Umkreis des 

Plangebiets sind zwei größere 

Gewässer mit Größen von rd. 

28.000 m2 und rd. 11.000 m2 

vorhanden. 

Mehrere Tümpel befinden sich auf 

den angrenzenden 

Grünlandflächen. Auch Gräben 

sind in der näheren Umgebung 

des Plangebiets vorhanden. 

Für die erforderliche Oberflächenentwässerung werden seitens des Landkreises als untere 
Wasserbehörde mit Schreiben vom 26.07.2021 folgende Hinweise gegeben: 

• Die Regenwasserbewirtschaftung ist dezentral auszurichten. Mit einer dezentralen 
Regenwasserbewirtschaftung kann dem Klimawandel mit den extremen Hoch- und 
Niedrigwässern begegnet werden.  

• Die Nutzung von Regenwasser ist zu fördern. 

• Die Verdunstung von Regenwasser sowie die Grundwasserneubildungsrate sind zu 
begünstigen. 

• Die Schmutzbelastung des Regenwassers ist gering zu halten. 

Bei der Planung der Entwässerung sollte beachtet werden, dass die Erfahrung gezeigt hat, 
dass offene Entwässerungsgräben in Siedlungsgebieten vielfach nicht geräumt werden, dafür 

überbaut, verbaut, verrohrt, verfüllt oder zugemüllt werden und es zu Problemen bei der 
Entwässerung kommt. Hier sollte die Entwässerung nach Empfehlung des Landkreises über 
einen Regenwasserkanal erfolgen. Das im Plangebiet anfallende Regenwasser, von dem kein 

Eintrag von Schadstoffen ausgeht, ist vorrangig zu versickern. Die Versickerfähigkeit des 
Bodens ist zu untersuchen. Ist keine Versickerung möglich, ist das anfallende 

Oberflächenwasser zurückzuhalten und auf den natürlichen Abfluss gedrosselt der 
vorhandenen Vorflut zuzuführen. Den hydraulischen Berechnungen sind die KOSTRA-Daten 

zzgl. des Toleranzbetrages zu Grunde zulegen. 

Die schadlose Ableitung des Oberflächenwassers ist bis zum Gewässer Il. Ordnung 
nachzuweisen. Für die Niederschlagsbeseitigung ist ein wasserrechtliches Verfahren 
erforderlich. Die zukünftige Unterhaltung dieser Gewässer ist sicherzustellen, Räumstreifen 
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für die Unterhaltung sind vorzusehen. Die Satzung der Sielacht Rheiderland § 6 

„Beschränkungen des Grundeigentums und besondere Pflichten der Mitglieder“ ist zu 
beachten. 

Bestandsgebiete – Von der Gesamtfläche des Bebauungsplangebietes mit insgesamt rd. 

45.790 m² werden alle verbleibenden Flächen mit Bauten (Biohofnutzung mit Wohnhaus, 

Tammenshof, „Steinhaus“), Verkehrsflächen (Steinhausstraße, Erschließungsstraße zum 
„Steinhaus“) sowie privaten Grünflächen (historische Gartenanlage) genutzt 
(Bestandsnutzungen). Hier ist die Oberflächenentwässerung seit langem geregelt und 
erfordert keine Berücksichtigung in der vorliegenden Bebauungsplanung.  

Für den Bereich des Tammenshof liegt im Zuge des durchgeführten 
Baugenehmigungsverfahrens für die dort durchgeführten Sanierung mit Datum vom 15. 2. 

2022 ein Antrag auf wasserbehördliche Erlaubnis zur Einleitung und Versickerung des dortig 
anfallenden Oberflächenwassers in einem auf dem Gelände der ostfriesischen Landschaft 
vorhandenen Versickerungsteich bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Leer vor. 

Einer wasserbehördlichen Erlaubnis für die Einleitung bedurfte es nicht. Einbezogen in dieses 
Konzept ist auch der dem Tammenshof an der Steinhausstraße gegenüberliegende 

Nutzungsbereich. 

Neues Wohngebiet – Für das geplante Wohngebiet (WA) und die erforderliche Planstraße mit 

zusammen rd. 9.700 m² ist jedoch die Oberflächenentwässerung in Verbindung mit dem 
vorliegenden Bebauungsplan neu zu regeln. Es liegt sowohl ein Prüfbericht zur 

Versickerungsfähigkeit des Untergrundes vor17, als auch ein Überflutungsnachweis für den 
Bereich Steinhausstraße 60 in Bunderhee18. 

Betrachtet wurde jeweils der Bereich, der als Wohngebiet entwickelt werden soll. Bei einer 

Rammkernsondierung am 22.02.2022 wurde an der Oberfläche ein sandiger, durchlässiger 
Oberboden mit einer mittleren Schichtmächtigkeit von 0,5 m erbohrt. Unterhalb dieses 

Oberboden folgen ebenfalls durchlässige fluviatile Sande. Allerdings liegt der 
Bemessungswasserstand bei 0,4 m unter Geländeoberkante (GOK), so dass eine freie 

Sickerstrecke von 1,0 m nicht gewährleistet ist. Aufgrund dieser ungünstigen 

Grundwasserverhältnisse wird festgestellt, dass eine dezentrale Versickerung von 
Niederschlagswasser technisch nicht sinnvoll bzw. möglich ist. Einzig am nordöstlichen Rand 

des Gebietes liegen die Grundwasserstände tiefer. Nur hier wäre die oberflächennahe 
Versickerung in Form einer Muldenversickerung denkbar. 

Das Konzept19, bei dem die Festlegung aller technischen Grunddaten in Abstimmung mit der 
Gemeinde und dem Landkreis erfolgt ist, sieht folgende Lösung vor: Der gesamte 

Oberflächenabfluss aus dem Wohngebiet wird über eine neu zu verlegende 
Regenwasserkanalisation gefasst. Das Wasser wird dann einem südöstlich liegenden 

Regenrückhaltebereich zugeleitet. Das erforderliche Rückhaltevolumen wurde mit rd. 190 m³ 
errechnet20. Aus diesem Regenrückhaltebereich wird das Wasser dann bei entsprechenden 

Grundwasserständen versickert oder gedrosselt in den Regenwasserkanal und danach in die 
Vorflut eingeleitet. Die Hauptvorflut ist der Steinhausgraben, Gewässer II. Ordnung, Nr. 
110/104 der Sielacht Rheiderland. Die Einleitstelle im Steinhausgraben ist zwischen zwei 

vorhandenen Durchlässen geplant, hier muss zur alljährlichen Reinigung ein ausreichend 

offener Bereich berücksichtigt werden. 

                                                                    
17  Prüfbericht, Versickerungsfähigkeit, Überflutungsnachweis, Steinhausstraße 60, Bunderhee, BP 03.11, 

erstellt durch GEONOVO GmbH, Leer, 08.03.2022 

18  Bebauungsplangebiet Nr. 03.11 „Steinhaus und Umgebung“ Technische Berechnungen, Entwurf, Kremer-

Klärgesellschaft 

19  ebenda 

20  Ebenda Seite 10 der technischen Berechnungen 
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Abb. 23 Lage des geplanten Regenrückhaltebeckens, Auszug aus dem Entwässerungskonzept erstellt 

durch Kremer-Klärgesellschaft, Hesel, 29.05.2024 

 

Alle für diese Entwässerungslösung notwendigen Flächen befinden sich im Eigentum des 

Antragstellers. Die Flächen wurde auch im Bebauungsplan durch die Festsetzung einer 
privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Regenrückhaltebereich“ berücksichtigt. 

Soweit ist die Umsetzung der Maßnahme auch gesichert. Eine wasserrechtliche 

Genehmigungsplanung wird dem Landkreis vom Flächeneigentümer des geplanten 
Wohngebietes vorgelegt. 

3.14 Belange von Flüchtlingen / von Asylsuchenden 

§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB 

Es werden keine Regelungen für die Schaffung von Flüchtlingsunterkünften oder 
vergleichbaren Einrichtungen getroffen; auch sind im Plangebiet keine konkreten Projekte 

vorgesehen. Dennoch kann die Ausweisung eines Wohngebietes immer auch einen indirekten 

Beitrag zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylsuchenden leisten. Die Schaffung neuer 
Baugrundstücke entlastet zuweilen den (Miet-) Wohnungsmarkt der Gemeinde, was sich 

wiederum positiv auf das Marktsegment von eher günstigen Wohnungen auswirken kann. 

3.15 Belange der Versorgung mit Grünflächen / Freiflächen 

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB 

Es werden folgende Festsetzungen getroffen bzw. örtliche Bauvorschriften aufgestellt, um die 

Versorgung mit Grün- und Freiräumen im Plangebiet zu gewährleisten: 

• Das gesamte Areal des historischen Gartens und ein Teil des Areals um das „Steinhaus“ 

wird als private Grünfläche gesichert; 

• im Bereich des westlich der L16 werden randlich private Grünflächen festgesetzt, für die 

zugleich im überwiegenden Bereich ein Anpflanzgebot ausgesprochen wird; 

• die Grundflächenzahl (GRZ) wird im allgemeinen Wohngebiet auf 0,3 festgesetzt. Eine 
Überschreitung für Nebenanlagen, Stellplätze und Zufahrten wird nur um den Faktor 30 

vom Hundert zugelassen. Die übrigen Grundstücksanteile sind somit als unversiegelte 
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Hausgärten zu erhalten, die nach örtlicher Bauvorschrift zu begrünen sind. Schottergärten 

sind nicht zulässig; 

• Grundstücke dürfen ausschließlich mit standortgerechten Hecken eingefasst werden. 

Mit den Festsetzungen wird darauf hingewirkt, dass möglichst vielfältige und umfangreiche 

Maßnahmen zur Gebietsdurchgrünung im Plangebiet erhalten bleiben oder umgesetzt 

werden. Ein noch höherer Anteil innergebietlicher Grünflächen ist in Hinblick auf das verfolgte 
Planungsziel nicht realisierbar. Die Gemeinde erachtet die getroffenen Festsetzungen jedoch 
als geeigneten Mittelweg, um ökologische Aspekte, Belange des Klimaschutzes und der 

Klimaanpassung sowie gestalterische städtebauliche Qualitäten mit dem Planziel zu 

vereinen. 

4 Inhalte des Bebauungsplans 

4.1 Art / Maß der baulichen Nutzung / baurechtliche Regelungen 

Im Süden des Plangebietes wird ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Ziel ist die 
Aktivierung eines kleinen Gebiets für eine Wohnbauentwicklung. Um die für die Gemeinde 

wichtigen touristischen Belange zu stützen und zu fördern, werden Ferienwohnungen als 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe nur ausnahmsweise für zulässig erklärt. 

Ausgeschlossen werden die allgemein zulässigen der Versorgung des Gebietes dienenden 

Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie Anlagen für kirchliche, soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke. Der Schwerpunkt liegt somit auf der Schaffung von Wohnraum (siehe 

textliche Festsetzung § 1.1). 

Im nördlichen Plangebiet wird für den vorhandenen Baubestand ein dörfliches Wohngebiet 
(MDW) festgesetzt. Westlich der Steinhausstraße befindet sich eine Nutzung, die sowohl ein 

Wohnhaus beinhaltet wie auch einen Biohof-Laden, der eigene landwirtschaftliche Produkte 

herstellt und veräußert (z.B. Obst). Östlich der Steinhausstraße liegt der Tammenshof, der als 
denkmalgeschützter Gulfhof nun vollständig renoviert einer gastronomischen/kulturellen 
Nutzung zugeführt wurde. Für beide Nutzungen wird in der Gesamtschau (siehe hierzu auch 
die Abwägung unter Kapitel 3.9) die Festsetzung eines MDW städtebaulich als zielführend 

erachtet. Es werden keine Einschränkungen der nach Baurecht möglichen Nutzungen 

vorgenommen. Das Gebiet wird jedoch hinsichtlich der Geschossigkeit und der maximal 
zulässigen Firsthöhe unter Beachtung des Bestandes gegliedert in MDW 1 und MDW 2. 

Das Areal des „Steinhauses“ wird als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 
„kulturellen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ vorgesehen. In Sonderheit 

wird hier eine Grundflächenzahl von 0,2 vorgesehen. Dies ist infolge der großen 

Grundstücksflächen für die Belange der denkmalrechtlichen Sicherung und Entwicklung des 
„Steinhauses“ ausreichend; die Festsetzung dient jedoch wesentlich einer genauen 
Bilanzierung des möglichen naturschutzfachlichen Eingriffs bei einer Bebauung. 

Gebäude im allgemeinen Wohngebiet (WA) dürfen als Einzel- und Doppelhäuser (ED) errichtet 
werden. Im dörflichen Wohngebiet (MDW 1 und MDW 2) westlich und östlich der 
Steinhausstraße sind nur Einzelhäuser ( E ) zugelassen. 

  

Art der 

baulichen 

Nutzung 
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Im dörflichen Wohngebiet (MDW 1 und MDW 2) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 

festgesetzt, die mit der Überschreitung nach § 19 BauNVO für eventuelle Nebenanlagen und 
Stellplätze eine maximale Grundstücksüberdeckung von 80 % eines Baugrundstücks 
ermöglicht. Das städtebauliche Ziel im MDW 1 einer attraktiven gastronomischen Nutzung mit 

einem entsprechenden Stellplatzbedarf wird damit gestützt. Im allgemeinen Wohngebiet 

(WA) wird die Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl von 0,3 für Nebenanlagen, 
Garagen, Zufahrten und Stellplätze auf 30 % beschränkt (siehe textliche Festsetzung § 6). Dies 
berücksichtigt insbesondere die Belange der Wasserwirtschaft. Durch eine geringere 

Versiegelung im Gebiet wird der erforderliche Bereich zur Regenrückhaltung vergleichsweise 
kleiner gehalten und durch die Offenbodenbereiche kann Wasser versickern. 

MDW 1 und MDW 2 unterscheiden sich hinsichtlich der Geschossigkeit und Bauweise. Während 

im MDW 1 (Tammenshof) eine maximal zweigeschossige Bauweise (ll) und abweichende 
Bauweise (a) (womit der Hauptbaukörper länger als 50 m sein darf, siehe textliche 
Festsetzung § 4) festgesetzt wird, gilt im MDW 2 eine maximal eingeschossige (I) und offene 

Bauweise (o). Dies entspricht einerseits den baulichen und denkmalschutzrechtlich 

abgestimmten Erfordernissen des Tammenshof, es berücksichtigt aber auch die genehmigte 
Nutzung gegenüberliegend im Übergang zu freien Landschaft und die Unterordnung dieser 
dortigen Nutzung unter den östlichen liegenden prägenden Denkmalschutzbereich 

(Tammenshof, historische Gartenanlagen, Steinhaus). 

Die maximale Firsthöhe (FH) im Bereich des MDW 1 (Tammenshof) wird bei 10 m vorgesehen. 
Dies orientiert sich am Bestand und der unter Denkmalauflagen erfolgten umfänglichen 
Sanierung des Hofes. Westlich der Steinhausstraße (MDW 2) und im allgemeinen Wohngebiet 

(WA) wird die Firsthöhe bei maximal 9,0 m festgesetzt. Bei einer dort vorgeschriebenen 

eingeschossigen Bauweise entstehen so Kubaturen im südlichen Wohngebiet und im MDW 2 

westlich der Steinhausstraße, bei denen der Dachraum nutzbar ist, die Gebäude aber dennoch 

in ihrer Höhenentwicklung gegenüber dem „Steinhaus“ keine Dominanz entfalten. Es sind 
symmetrisch geneigte Satteldächer zu verwenden (siehe auch örtliche Bauvorschrift). 

Es sind zwei unterschiedliche ein Höhenbezugspunkt im Plan definiert. Für das Wohngebiet 
(WA) liegt der Bezugspunkt an der Erschließungsstraße zum „Steinhaus“ bei insgesamt 4.20 

über NHN. Für das MDW 1 und MDW 2 gilt ein Höhenpunkt in Nähe des Haupttraktes des 
Tammenshof mit 3,90 m über NHN. 

Je Wohngebäude sind maximal zwei Wohneinheiten zulässig. Ziel ist die Schaffung eines 
kleinteilig bebauten Gebietes mit traditionellen Einzel-/oder Doppelhäusern. Größere 
Wohngebäude mit mehreren Wohneinheiten, mit mehr Bewohner*innen und einem höheren 

Stellplatzbedarf werden aus diesem Grund mit dieser Festsetzung nicht zugelassen (siehe 

textliche Festsetzung § 2). 

Die überbaubaren Grundstücksflächen für die Haupt- und Nebengebäude werden über 

Baugrenzen definiert. 

Gegenüber der Planstraße im Wohngebiet (WA) halten sie einen Abstand von in der Regel 3,0 
m ein. Nach Südwesten wird der Abstand auf 5 m vergrößert, da hier die verbleibenden 
Bauteppiche groß sind. Die Lage der Baugrenzen berücksichtigt insbesondere auch den 
Altbaumbestand. Zum Schutz des Bestandes wird die Errichtung von Nebenanlagen und 
Garagen ausschließlich innerhalb der Baugrenzen zugelassen (siehe textliche Festsetzung § 

5). Somit entstehen klar definierte, überbaubare Grundstücksbereiche, die das Freihalten von 
unbebauten Bereichen und somit das Entstehen von Vor- und Hausgärten im Plangebiet 
begünstigen. Zusammen mit einer maximalen Versiegelung von rd. 39 % der 

Grundstücksflächen können die Baugrundstücke baulich gut genutzt werden, müssen aber 

auch räumlich klar definierte und anteilig überwiegende Grünstrukturen ausbilden. 
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Die Lage der Baugrenzen im MDW 2 westlich der Steinhausstraße berücksichtigt insbesondere 

auch die Bauverbotszone entlang der Landesstraße, lässt ansonsten aber ebenfalls größere 
Entwicklungsspielräume. Für das MDW 1 (Tammenshof) östlich der Steinhausstraße werden 
die Baugrenzen unter Berücksichtigung denkmalrechtlicher Regelungen am Bestand mit 

leichten Entwicklungsspielräumen orientiert. Die Festlegung einer Baugrenze in der 

Gemeinbedarfsfläche ist dagegen nicht erforderlich. Hier sind bei weiteren Entwicklungen in 
jedem Falle die Belange des Denkmalschutzes ausschlaggebend. 

Der überplante Teil der Steinhausstraße sowie die Zuführung zum „Steinhaus“ 
(Bestandsstraßen) werden als Verkehrsflächen weiterhin gesichert. Auch für die interne 

Erschließung des neuen Wohngebietes wird eine Verkehrsfläche (Planstraße) mit einer 

Parzellenbreite von 6,5 m und einem Wendehammer von insgesamt 23 m Durchmesser 

festgesetzt. Pro Baugrundstück werden die Zufahrtsbreiten auf maximal 5,0 m begrenzt, um 
übermäßig breiten Zuwegungen zu den Grundstücken vorzubeugen, die dem Ziel eines 
durchgrünten Vorgarten- und Straßenraums entgegenstehen (siehe textliche Festsetzung § 8). 

Entlang der Steinhausstraße (L 16) wird entsprechend der Maßgabe der Nds. Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr ein Zu- und Abfahrtsverbot berücksichtigt. 

Die Erreichbarkeit der Steinhausstraße für den Fuß- und Radverkehr auf kurzem Weg vom 

Wendehammer aus, wird durch die Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer 

Zweckbestimmung für die Öffentlichkeit gesichert. 

Die Erreichbarkeit der weiter östlich liegenden landwirtschaftlichen Flächen und Gewässer 
wird durch die Festsetzung von zwei Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (GFL 1 und GFL 2) im 

Plan berücksichtigt. Die Rechte werden zugunsten der landwirtschaftlichen 

Bewirtschaftungserfordernisse und der dortigen Flächeneigentümer ausgesprochen. 

Die historische Gartenanlage wird als private Grünfläche festgesetzt (§ 10 der textlichen 
Festsetzungen). Zulässig sind Maßnahmen, die für die Herstellung der ursprünglichen Anlage 

nach dem Denkmalschutzrecht erforderlich sind. Auch Abgrabungen oder Aufschüttungen, 
sowie die Anlage von Gewässern sind in Absprache mit der zuständigen 

Denkmalschutzbehörde zulässig. 

Entlang des Siedlungsrandes im Bereich des MDW 2 westlich der Steinhausstraße sowie 
entlang den südlich liegenden Wohngebietsflächen (WA) werden ebenfalls private 

Grünflächen festgesetzt. Sie weisen unterschiedliche Regelungen auf. Teilweise geht es um 

den Erhalt von Strukturen, teilweise werden neue Pflanzziele festgesetzt. Die Grünflächen sind 

im Plan mit Nummern bezeichnet. 

Entlang der Grundstücksgrenzen im MDW 2 westlich der Steinhausstraße (G-1) und im 
südwestlichen WA (G-2) wird für eine jeweils 3 m breite private Grünfläche ein Pflanzgebot 
ausgesprochen. Durch die Anpflanzung von standortgerechten Laubbäumen, alternativ 
können auch Obstbäume gewählt werden, wird auf die Ausbildung eines angepassten 

Siedlungsrandes hingewirkt um die Baukörper verträglich in die Landschaft einzubinden. Die 

Regelung dient dem Schutz des Landschaftsbildes. 

Für die festgesetzte private Grünfläche G-5 gegenüber dem „Steinhaus“ wird die Anpflanzung 
einer durchgehenden standortgerechten Laubhecke mit mindestens 1,80 m Höhe 

vorgeschrieben. Zuwegungen zu den Häusern sind nicht erlaubt. Die Hecke dient einer 
optischen Abgrenzung der neuen Wohnbebauung und der rückwärtigen Gebäudeteile vom 
Areal des „Steinhauses“. Bei Bedarf und in Abstimmung mit denkmalpflegerischen Belange 

kann auch in Teilen die Verwendung von Altmaterial (Altziegel) genutzt werden. Für die 

Nutzung der Grünfläche treten naturschutzfachliche Belange gegenüber den 

denkmalpflegerischen Belangen eher in den Hintergrund. 
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Für die privaten Grünflächen G-3 und G-4 wird ein Erhaltungsgebot der dort bereits 

vorhandenen Baumreihen ausgesprochen. Damit werden weiterhin bestehende, wertvolle 
Strukturen gesichert. 

Für die privaten Grünflächen G-6 und G-7 erfolgt nur eine Festlegung „Parkanlage“. In beiden 

Fällen sind bei einer Gestaltung der Flächen auch die verkehrlichen Belange (Einhaltung der 

Sichtdreiecke) und denkmalschutzrechtliche Belange (Sichtbarkeit des Tammenshof) zu 
berücksichtigen. 

Innerhalb des Wohngebietes (WA) befinden sich zahlreiche Altbäume. Es handelt sich dabei 
vornehmlich um Eichen, sowie Linden und Ahorn, die aufgrund ihrer Größe und ihres Alters 
für das Landschafts- und Ortsbild an dieser Stelle eine besondere Bedeutung haben und auch 
aus ökologischer Sicht in hohem Maße erhaltenswert sind. Sie sind im Plan eingemessen und 

werden als zu erhaltend festgesetzt. Die Baugrenzen sind so gewählt, dass die Altbäume (bis 
auf eine Kastanie und einen Ahorn) geschützt werden. Die Altbäume sind dauerhaft und 
fachgerecht zu erhalten (siehe textliche Festsetzung § 12). 

Da die Orientierungswerte der DlN 18005 für allgemeine Wohngebiete von 55/45 dB(A) 
(Tag/Nacht) entlang der Landesstraße für das geplante Wohngebiet (WA) überschritten 

werden, sind passive Schallschutzmaßnahmen entlang der Steinhausstraße 

(Lärmpegelbereiche) festgesetzt worden. Innerhalb der Lärmpegelbereiche sind die 

Anforderungen der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ zu berücksichtigen (siehe textliche 
Festsetzung § 13). 

§ 1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 4, § 5 a BauNVO) 

(1)  Allgemeines Wohngebiet (WA) – Im allgemeinen Wohngebiet werden der Versorgung 
des Gebietes dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie Anlagen für kirchliche, 
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke ausgeschlossen (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 

BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 5 BauNVO). 

Im allgemeinen Wohngebiet sind Ferienwohnungen (§ 13 a BauNVO) als sonstige nicht 

störende Gewerbebetriebe ausnahmsweise zulässig (§ 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in Verbindung 

mit § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO). 

Im allgemeinen Wohngebiet werden die ausnahmsweise zulässigen Anlagen für 

Verwaltungen, Gartenbaubetriebe sowie Tankstellen (§ 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO) nicht 

Bestandteil des Planes (§ 4 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4 und Nr. 5 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 

6 Nr. 1 BauNVO). 

(1) Dörfliches Wohngebiet (MDW 1 und MDW 2) – Das dörfliche Wohngebiet dient dem 
Wohnen sowie der Unterbringung von land- und forstwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen 

und nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben. Die Nutzungsmischung muss nicht 

gleichgewichtig sein (§ 5 a Abs. 1 BauNVO). 

(2) Fläche für den Gemeinbedarf – In der Fläche für den Gemeinbedarf sind alle kulturellen 
Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen zugelassen. 

§ 2 Zulässige Anzahl von Wohneinheiten 
§ 4 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO 

Im allgemeinen Wohngebiet (WA) sowie im dörflichen Wohngebiet (MDW 1 und MDW 2) sind je 

Wohngebäude höchstens zwei Wohnungen zulässig. Je Doppelhaushälfte im WA ist nur eine 
Wohnung zulässig. 
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§ 3 Höhe baulicher Anlagen 
§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO in Verbindung mit § 18 Abs. 1 BauNVO 

Es gelten die im Plan festgesetzten Höhen baulicher Anlagen. Als oberer Bezugspunkt für die 
Firsthöhe (FH) gilt der höchste Punkt der Dachkonstruktion. Als unterer Bezugspunkt für die 

festgesetzten Höhen gilt beim allgemeinen Wohngebiet (WA) der im Plan bezeichnete 
Höhenbezugspunkt 1 (HP 1 / 4,20 m ü. NHN), für das dörfliche Wohngebiet (MDW) der 

Höhenbezugspunkt 2 (HP 2 / 3,90 m ü. NHN). Zu messen ist jeweils in der Mitte des jeweiligen 
Baugrundstücks. 

§ 4 Bauweise 
§ 22 Abs. 1 BauNVO in Verbindung mit § 22 Abs. 4 BauNVO 

Im dörflichen Wohngebiet (MDW 1) wird eine abweichende Bauweise (a) festgesetzt. Gebäude 
sind entsprechend der offenen Bauweise zu errichten. Die Gebäudelänge der Hauptgebäude 
darf mehr als 50 m betragen. 

§ 5 Garagen, Nebenanlagen 
§ 23 Abs. 5 BauNVO 

Die Errichtung von Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) sowie von Garagen (§ 12 BauNVO) ist nur 

innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

§ 6 Überschreitung der Grundflächenzahl 
§ 19 Abs. 4 BauNVO 

Im allgemeinen Wohngebiet (WA) darf die zulässige Grundfläche für Nebenanlagen, Garagen, 

Stellplätze und Zufahrten um bis zu 30 vom Hundert überschritten werden. 

§ 6 Flächen mit Nutzungsbeschränkungen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 10 BauGB in Verbindung mit § 24 Abs. 1 NStrG 

Die im Plan umgrenzten Flächen im dörflichen Wohngebiet (MDW) sowie in der 
Gemeinbedarfsfläche, die von der Bebauung freizuhalten sind, entsprechen der 

Bauverbotszone entlang der Landesstraße (L16). Hier dürfen Hochbauten jeder Art sowie 
bauliche Anlagen, die über Zufahrten unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden 

sollen, nicht errichtet werden. 

§ 7 Zufahrtsbreiten 
§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 11 BauGB 

Jedes Baugrundstück innerhalb des allgemeinen Wohngebietes (WA) darf zur Herstellung von 
Zufahrten für Stellplätze, Garagen und Carports sowie sonstiger Zugänge auf einer Breite von 
insgesamt maximal 5,0 m an die öffentlichen Verkehrsflächen angeschlossen werden. Eine 
Aufteilung auf mehrere Zuwegungen und Zufahrten, die in ihrer Gesamtheit jedoch die 

benannte Breite nicht übersteigen dürfen, ist zulässig. 

§ 7 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB 

Die im Plan gekennzeichneten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (GFL 1 und GFL 2) werden 
zugunsten der landwirtschaftlichen Bewirtschaftungserfordernisse der dortigen 

Flächeneigentümer sowie zur Erreichbarkeit der Gewässer für die Unterhaltungsbeauftragten 
ausgesprochen. 



   
   Gemeinde Bunde Bebauungsplan Nr. 03.11 „Steinhaus und Umgebung“ 45 von 54 

 

§ 8 Private Grünfläche 
§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB 

Die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „historische Parkanlage“ dient dem Erhalt 
des Denkmals. Zulässig sind Maßnahmen, die für die Herstellung der ursprünglichen Anlage 

nach dem Denkmalschutzrecht erforderlich sind. Auch Abgrabungen oder Aufschüttungen 
sowie die Anlage von Gewässern sind in Absprache mit der zuständigen 

Denkmalschutzbehörde zulässig. 

§ 9 Private Grünflächen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB 

(1) Pflanzgebot (G-1, G-2) – In den im Plan mit einem Pflanzgebot belegten privaten 

Grünflächen ist je angefangenen 10 m ein hochstämmiger Laubbaum durch den 
Flächeneigentümer zu pflanzen. Zu wählen ist aus der nachfolgenden Liste. Alternativ sind 
auch Obstbäume (möglichst alte Sorten) zulässig. Die zu pflanzenden Bäume sind dauerhaft 
fachgerecht zu unterhalten. Abgänge sind spätestens zur nächsten Vegetationsperiode in 

gleicher Weise und Artenauswahl nach zu pflanzen. 

Liste standortgerechter Bäume: Stieleiche (Quercus robur), Rotbuche (Fagus sylvatica), 

Hainbuche (Carpinus betulus), Eberesche (Sorbus aucuparia), Sandbirke (Betula Pendula), 
Salweide (Salix caprea) 

Liste alter Obstsorten: Äpfel – Roter Boskoop, Weißer Klarapfel, Goldparmäne, Geheimrat Dr. 

Oldenburg, Geflammter Kardinal, Glockenapfel, Jakob Lebel, Purpurroter Cosinot, Kaiser 

Wilhelm, Schöner aus Boskoop, Roter Boskoop, Weißer Klarapfel / Birnen – Alexander Lucas, 

Clapp´s Liebling, Conference, Gellert´s Butterbirne, Gute Graue, Holländische Zuckerbirne, 

Köstliche von Charneux, Doppelte Philipsbirne / Süßkirschen – Büttner´s Rote 
Knorpelkirsche, Dönissen´s Gelbe Knorpelkirsche, Große Schwarze Knorpel, Lucienkirsche, 
Kassin´s Frühe Herzkirsche, Regina, Oktavia / Sauerkirschen – Köröser Weichsel, Ludwigs 

Frühe, Morellenfeuer, Schattenmorelle / Pflaumen – Hauszwetsche, Nancy Mirabelle, 

Wangenheimer, Bühler Zwetsche, Frühzwetsche, Borsumer Zwetsche 

Folgende Baumschulqualitäten sind zu pflanzen: Hochstämme, mindestens 10 – 12 cm 

Stammumfang oder Heister, mindestens 200 – 250 cm Höhe. Für alte Obstbaumsorten können 
Ausnahmen hinsichtlich Stammumfang und Höhe gelten. 

Pflanzgebot (G-5) – In den im Plan mit einem Pflanzgebot belegten privaten Grünflächen ist 
eine zweireihige durchgehende Hainbuchenhecke mit einer Höhe von mindestens 1,80 m zu 

pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 

(2) Erhaltungsgebot (G–3, G–4) – In den im Plan mit einem Erhaltungsgebot belegten privaten 
Grünflächen sind die dortigen Großbäume dauerhaft zu erhalten. Abgänge sind fachgerecht 

nach zu pflanzen. 

§ 10  Erhalt von Gehölzen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB 

Die in der Planzeichnung festgesetzten Einzelgehölze (Altbäume) sind dauerhaft zu erhalten 
und fachgerecht zu unterhalten. Unterhalb des Kronenbereiches der zu erhaltenden Bäume 

sind notwendige Erdarbeiten (Versiegelungen, Aufbringung oder der Abtrag von 
Bodenmaterial) zur Umsetzung erforderlicher Zufahrten schonend für die Bäume anzulegen. 
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§ 11 Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

(1) Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen, die sich innerhalb der Fläche für 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes befinden, müssen besondere Anforderungen an die 
Luftschalldämmung erfüllen. Für die dort bezeichneten Lärmpegelbereiche (LPB) auf Basis 

der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau)“ (Ausgabe November 1989), gilt: 

Lärmpegelbereich (LPB) III – An allen der Steinhausstraße (L 16) zugewandten und um bis zu 
90° abgewandten Gebäudefronten von Wohn- und Aufenthaltsräumen mit Ausnahme von 

Bädern und Hausarbeitsräumen sind bauliche Schallschutzmaßnahmen vorzusehen, die den 

Anforderungen für den LPB III gemäß DIN 4109, Tabelle 8, Zeile 3 entsprechen. An allen der 

Steinhausstraße abgewandten Gebäudefronten von Wohn- und Aufenthaltsräumen mit 
Ausnahme von Bädern und Hausarbeitsräumen sind bauliche Schallschutzmaßnahmen 
vorzusehen, die dem LPB II gemäß DIN 4109, Tabelle 8, Zeile 2 entsprechen. 

Lärmpegelbereich (LPB) II – An allen der Steinhausstraße (L 16) zugewandten und um bis zu 

90° abgewandten Gebäudefronten von Wohn- und Aufenthaltsräumen mit Ausnahme von 

Bädern und Hausarbeitsräumen sind bauliche Schallschutzmaßnahmen vorzusehen, die den 
Anforderungen für den LPB II gemäß DIN 4109, Tabelle 8, Zeile 2, entsprechen. 

(2) Für beide Pegelbereiche gilt: 

Die Anforderungen an den passiven Schallschutz können verringert werden, wenn 
rechnerisch nachgewiesen wird, dass geringere Schalldämm-Maße erforderlich sind. Dies gilt 

insbesondere an gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten oder den Lärmquellen 
abgewandten Gebäudefronten. 

Sind in den Aufenthaltsräumen Schlafräume vorgesehen, kann es bei geöffneten Fenstern zu 

Schlafstörungen kommen. In diesem Fall ist durch den Einbau schallgedämpfter 

Lüftungseinrichtungen eine ausreichende Belüftung der Räumlichkeiten bei geschlossenen 

Fenstern sicherzustellen. 

Die Freiräume zum Aufenthalt von Menschen (Terrassen, Balkone, Loggien) innerhalb der 

Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind auf der, der Steinhausstraße abgewandten 
Gebäudefront anzuordnen oder durch massive bauliche Anlagen (Nebengebäude, 

Lärmschutzwände) mit einer Mindesthöhe von 2 m gegen Verkehrslärm zu schützen. Dabei ist 
sicherzustellen, dass der Orientierungswert für die Tageszeit von 55 dB(A) für ein „Allgemeines 

Wohngebiet (WA)“ nicht überschritten wird. 

4.2 Örtliche Bauvorschriften mit Begründung 
§ 84 Abs. 3 Nr. 1, 3 und 6 NBauO 

1. Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften ist mit dem Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes 03.11 „Steinhaus und Umgebung“ identisch. 

2. Dachform / Dachneigung/Dachmaterial 
§ 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO 

(1) Hauptgebäude in allen Baugebieten dürfen nur mit symmetrischen Satteldächern errichtet 

werden. Die Dachneigung muss mindestens 37° und darf höchstens 50° betragen. 
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Ausgenommen von dieser Vorschrift sind Garagen, Wintergärten und Nebenanlagen (nach § 

12, § 14 BauNVO). Die Errichtung von Gauben auch mit anderen Dachformen oder 
Dachneigungen ist zulässig. Die Breite der Dachgauben darf einzeln oder zusammen nur 
maximal 1/3 der Traufbreite des Daches einnehmen. Sog. „Nurdachhäuser“ sind unzulässig. 

(2) Als Dachmaterial für geneigte Dächer sind ausschließlich nicht glänzende sowie matt 

engobierte Dachziegel und/oder Dachsteine zulässig. Die Verwendung von glänzenden, 
leuchtenden und reflektierenden Materialien für Dächer ist nicht zulässig. Es dürfen nur 
Farbtöne des Spektrums rot bis rotbraun oder dunkelgrau gewählt werden. Sie müssen sich 
an den nachfolgenden benannten RAL-Tönen* orientieren: 

 

 
* Die abgebildeten Farben dienen der Übersicht. Abweichungen der Farbdarstellung durch 
den Druck sind möglich. Als Bewertungsgrundlage für die Zulässigkeit der Dacheindeckung 
gelten die angegebenen RAL-Farben. 

Ausnahmen: Ausgenommen von der obigen Bauvorschrift sind Gaubenseitenflächen und 

Nebenanlagen als baulich untergeordnete Anlagen. Solarthermie und Photovoltaikanlagen 

sind zulässig (§ 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO). 

3. Außenwände 
§ 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO 

Außenwände, außer Fenster und Türen, sind in unglasiertem Mauerwerk unter Verwendung 

von rotem, rotbraunem oder rotblauem Verblendmauerwerk (Sichtmauerwerk) auszuführen. 
Abweichendes Fassadenmaterial ist in Holz oder Putz zur Gliederung und Gestaltung bei 
jeweils maximal ein Viertel der Gebäudeseite zulässig. Ausnahmen bestehen für 
Gaubenseitenflächen und Nebenanlagen. 

4. Fenster, Türen 
§ 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO 

Fenster und Türöffnungen sind als rechteckig stehende Formate im Verhältnis Breite zu Höhe 

= 1:1,3 bis 1:1,25 auszuführen. Große (liegende) Öffnungen sind zulässig, wenn sie senkrecht 

werden können. Wintergärten sind zulässig. 

5. Einfriedungen 
§ 84 Abs. 3 Nr. 3 NBauO 

• (1) Die Einfriedung der privaten Baugrundstücke und der privaten Grünflächen gegenüber 

den öffentlichen Verkehrsflächen sowie gegenüber der freien Landschaft darf nur in Form 
von Hecken (geschnitten oder freiwachsende Sträucher) ausgeführt werden. Diese Art der 

Einfriedung gilt auch für die Einfriedungen entlang der seitlichen Grundstücksgrenzen im 
Bereich der Vorgärten. Es sind vorwiegend standortheimische Heckenpflanzen zu 
verwenden. 
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• (2) Es sind Zäune zulässig, wenn diese innenliegend errichtet werden und, mit Blick von 
öffentlichen Verkehrsflächen oder der freien Landschaft aus, von Hecken weitgehend 
verdeckt werden. 

• (3) Im Bereich der Einmündungs- und Kreuzungsbereiche von Straßen darf die 

Heckenhöhe angrenzender Grundstücke zur Gewährleistung erforderlicher 
Sichtverhältnisse maximal 0,80 m betragen. 

Ausnahmen: 

• (a) Bei den Wohnbaugrundstücken in der Bauzeile südlich bzw. südwestlich des 

Steinhauses (an der dortigen inneren Erschließungsstraße zum Parkplatz), sind für die 

Einfriedung auch Mauern aus Klinker-Altmaterial in Abstimmung mit dem Denkmalschutz 
möglich. 

• (b) Ausgenommen von der örtlichen Bauvorschrift ist auch die nördliche 
Grundstücksgrenze des Flurstücks 20/18 (Tammenshof), soweit hier die Umsetzung einer 

2 m hohen Lärmschutzwand vorgesehen würde. Die Gestaltung einer Lärmschutzwand ist 

mit den baudenkmalrechtlichen Belangen abzustimmen. 

6. Mülltonnenstellplätze 
§ 84 Abs. 3 Nr. 5 NBauO 

Die Aufbewahrung der Müllbehälter ist in die Hauptgebäude oder Nebenanlagen baulich zu 
integrieren oder – soweit sie von den öffentlichen Verkehrsflächen aus dauerhaft einsehbar 
sind – mit einer Bepflanzung als Sichtschutz zu umgeben. 

7. Begrünung der nicht überbauten Grundstücksflächen 
§ 84 Abs. 3 Nr. 6 NBauO / § 9 Abs. 2 NBauO 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind zu begrünen und gärtnerisch zu gestalten 
(vorzugsweise mit heimischen Pflanzen). Die Anlage von Kies- und Schottergärten ist nicht 

zulässig. 

8. Ordnungswidrigkeiten 
§ 80 Abs. 3 NBauO 

Ordnungswidrig handelt, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder Unternehmer vorsätzlich 
oder fahrlässig eine Baumaßnahme durchführt oder durchführen lässt, die gegen die Nrn. 2 – 

7 der örtlichen Bauvorschriften verstößt (§ 80 Abs. 3 NBauO). 

Aus gestalterischen und ökologischen Gründen werden die obigen örtlichen Bauvorschriften 
erlassen. Ziel ist eine verträgliche und nachbarschaftsabgestimmte Siedlungsentwicklung, 

die zugleich Aspekte des Denkmalschutzes, der Ökologie und des Klimaschutzes 

berücksichtigt. 

Dachform / Dachneigung / Dachfarbe – Die Bauvorschrift zu den zulässigen Dachformen / 
Dachneigung / Dachfarbe orientiert sich an den ortsbildüblichen Standards. Da der eher 
ländlich geprägte Charakter der Ortschaft durch geneigte Dächer unterstützt werden soll, wird 

für die Hauptgebäude eines Dachneigung von mindestens 37° und höchstens 50° Grad 

festgesetzt. Ziel ist es, insbesondere auch innerhalb des neu entstehenden allgemeinen 
Wohngebietes das Entstehen von zu flach geneigten Dächern und damit ein Durcheinander 
der Bauformen zu verhindern. Geneigte Dächer in traditionellen Bauformen stellen die 
gemeindetypische Bauweise dar, die mit der Bauvorschrift zu den zulässigen Dachformen für 

einen wesentlichen Bereich des Plangebietes gesichert wird. Die Festsetzung geneigter 
Dächer ist auch wegen der Kubatur der Baudenkmale geboten. Mit der Farbvorgabe zur 
Verwendung roter bis rotbrauner ggfs. dunkelgrauer Dacheindeckungen sowie dem 

Begründung 
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Ausschluss glänzender Materialien wird eine Fortführung der in der Umgebung bestehenden 

Dachstrukturen sichergestellt. 

Außenwände, Fenster, Türen – Die Verwendung von unglasiertem Sichtmauerwerk (rot, 
rotbraun oder rotblau entspricht dem meist verwendetem regionalen Baumaterial. 

Abweichendes Fassadenmaterial kann zur Gliederung und Gestaltung bei jeweils maximal ein 

Viertel der Gebäudeseite auch mit Holz und Putz zugelassen werden, womit eine hohe 
gestalterische Vielfalt und Modernität der Baukörper ebenfalls möglich. Ausnahmen bestehen 
für Gaubenseitenflächen und Nebenanlagen, die in ihrer Wirkung nicht dominant werden. 

Die Wandöffnungen (Fenster, Türen) eines Hauses prägen die Fassaden wesentlich. Fenster 
und Türöffnungen sind als rechteckig stehende Formate im Verhältnis Breite zu Höhe = 1:1,3 
bis 1:1,25 auszuführen. Große (liegende) Öffnungen sind zulässig, wenn sie senkrecht wie vor 

unterteilt werden können. Wintergärten sind zulässig. Damit wird an den regionalen Baustil 
und insbesondere auch die Fassadengestaltung der denkmalgeschützten vorhandenen 
Gebäude in Bunde angeknüpft. Die Verwendung liegender und teilweise dann auch sehr 

großer Fensterformate (z.B. Blumenfenster) würde dem vorhandenen prägenden Stil entlang 
der Aufstrecksiedlung in Bunderhee widersprechen und sich störend auf die Gesamtoptik 

auswirken. 

Grundstückseinfriedungen – Für das städtebauliche Erscheinungsbild von Siedlungsräumen 

ist die Gestaltung von Grundstückseinfriedungen von hoher Bedeutung. Unterschiedliche 
Materialien, Höhen und Gestaltungsweisen schaffen ein unruhiges Straßenbild, das den 

Charakter und die optische Erscheinung eines Gebiets negativ beeinflussen kann. Die Lage des 
Gebiets am Übergangsbereich zwischen Siedlungs- und Landschaftsraum erfordert eine 

besondere Berücksichtigung dieses Belangs. Zur Wahrung eines einheitlichen Stils werden 
daher ausschließlich standortgerechte Hecken mit einer maximalen Höhe von 1,50 m 

zugelassen. Das neu entstehende Wohngebiet soll einen offenen Charakter gewährleisten, 
somit sind z. B. Zäune mit massiven Sockeln oder sog. Steinheckenzäune (Gabionen) oder 

Stabgitterzäune / Flechtzäune aus Plastik ausgeschlossen, da es sich dabei um mauerförmige 
oder flächig geschlossene Bauelemente handelt, die z. B. Tunnelwirkungen im öffentlichen 
Raum erzeugen können. Hecken sind zudem aus ökologischer Sicht zu begrüßen. Ein Zaun 

(z.B. Maschendraht) kann dann verwendet werden, wenn er grundstücksinnenseitig 
vorgesehen wird. Nach außen ist er durch eine Hecke zu begrünen. 

Gegenüber dem Baudenkmal des „Steinhauses“ besteht jedoch als Ausnahme innerhalb der 

festgesetzten privaten Grünfläche auch die Möglichkeit in Abstimmung mit den Belangen des 
Denkmalschutzes ggf. die vorhandene Ziegelmauer aus Altmaterial erneut zu nutzen und als 

Abgrenzung aufzubauen. 

Mülltonnenstellplätze – Sie dürfen nur in einer solchen Weise angelegt werden, dass sie 

entweder baulich in Gebäude oder Nebenanlagen integriert werden oder dass sie mit einer 
Sichtschutz-Bepflanzung versehen werden. In Ergänzung zu den Vorgaben zu den 

Grundstückseinfriedungen stellt dies eine gestalterische Mindestqualität innerhalb der 
Straßenzüge sicher und beugt dem Entstehen unansehnlicher Entwicklungen vor. 

Begrünung der nicht überbauten Grundstücksflächen – Aus ökologischen Gründen wird für 
das Plangebiet vorgegeben, dass die nicht überbauten Grundstücksflächen zu begrünen und 
vorzugsweise mit heimischen Pflanzen gärtnerisch zu gestalten sind. Die Anlage von Kies- 

oder Schottergärten ist nicht zulässig.  

Bei den sogenannten Kies- oder Schottergärten handelt es sich um eine in den vergangenen 

Jahren vermehrt praktizierte Form der Gartengestaltung, bei der große Teile der Vorgarten- 
bzw. Gartenflächen mit Kies, Schotter oder ähnlichen Materialien überdeckt werden. Häufig 
wird hierbei die obere humose Bodenschicht abgetragen und Folien oder Vliese unter den 

Flächen eingebaut, um einem Durchwachsen von Pflanzen vorzubeugen. Zu den 
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Auswirkungen dieser Praxis in Hinblick auf Bodengesundheit, Wasserhaushalt und 

Biodiversität stellt die Niedersächsische Landesregierung Folgendes fest (Antwort der 
Landesregierung vom 11.04.2019 zur kleinen Anfrage vom 15.03.2019, Drucksache 18/3486, 
Nds. Landtag, 18. Wahlperiode): Der Begriff „Bodengesundheit“ wird in der öffentlichen 

Diskussion häufig verwendet, um den Boden als Ökosystem zu verstehen. Dem liegt die 

Kenntnis zugrunde, dass insbesondere humose Oberböden als Lebensraum für Tiere, 
Pflanzen und Bodenorganismen wichtige Bestandteile des Naturhaushalts sind, mit ihren 
natürlichen Funktionen eigene Ökosysteme bilden und gleichzeitig grundlegende Leistungen 

für weitere Ökosysteme erbringen. Zu nennen sind beispielsweise Filter-, Puffer- und 
Stoffumwandlungseigenschaften von humosen Oberböden, ihre Rolle in den Wasser- und 

Nährstoffkreisläufen und nicht zuletzt ihre Fähigkeit, Wasser zu speichern. Insbesondere 

durch die mit der Wasserspeicherfähigkeit einhergehende Kühlfunktion sind Böden 

mitbestimmend für das lokale Klein- und Stadtklima. Bei einem Ersatz von humosen 

Oberböden durch Stein-, Kies- und Schotterflächen können diese Funktionen nicht mehr in 
einem vergleichbaren Umfang erbracht werden. Bezüglich des Klimaaspektes kommt hinzu, 
dass Stein-, Kies- und Schotterflächen im Sommer eher zu einer zusätzlichen Erwärmung 
beitragen, statt temperaturausgleichend zu wirken. Was den Wasserhaushalt betrifft, kann, in 

Abhängigkeit von der Art und dem Aufbau des Untergrundes und mit der verminderten 

Speicherkapazität einhergehend, die Versickerungsrate erhöht werden. Das kann zur 
erhöhten Schadstoffanreicherung im Grundwasser, etwa mit Nährstoffen oder 

Pflanzenschutzmitteln, beitragen. Im Übrigen wird mit der Anlage von Stein-, Kies- und 
Schotterflächen i. d. R. das Ziel verfolgt, unerwünschten Bewuchs zu verhindern. 

Entsprechend sind solche Flächen nicht oder nur spärlich mit Vegetation bestanden. Derartige 

Flächen sind in Bezug auf ihre Biodiversität in aller Regel arten- und individuenarm. 

Um den benannten negativen Auswirkungen dieser häufig praktizierten Gartengestaltung mit 

Schotter und Kies vorzubeugen, werden Schottergärten im Plangebiet ausdrücklich nicht 
zugelassen. Die örtliche Bauvorschrift über die Gartengestaltung stellt eine Begrünung der 

Gartenbereiche sicher, bei deren Umsetzung aus Sicht der Bodengesundheit, des 

Wasserhaushalts, der Biodiversität und auch des Mikroklimas positive Effekte erzielt werden 

können. Grundsätzlich sieht die Niedersächsische Bauordnung vor, dass nicht überbaute 

Flächen der Baugrundstücke als Grünflächen herzustellen sind (§ 9 Abs. 2 NBauO). 

Die örtlichen Bauvorschriften tragen in Verbindung mit den übrigen Festsetzungen zum Maß 
der baulichen Nutzung sowie zur Grünordnung zur Ausprägung eines einheitlichen, qualitativ 
hochwertigen Ortsbildes in Bunderhee bei. Für die Bauwilligen stehen trotz der zu 

berücksichtigenden Einschränkungen ausreichende Gestaltungs- und 

Umsetzungsmöglichkeiten zur Verfügung. 

4.3 Nachrichtliche Übernahmen / Hinweise / Rechtsgrundlagen 
Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, die nach anderen gesetzlichen Vorschriften 
festgesetzt sind oder bestehen, sind bei der Neuaufstellung des Bebauungsplanes 

nachrichtlich oder als Hinweis zu übernehmen (§ 5 Abs. 4 BauGB). 

Baudenkmale – Die Gebäude Steinhausstraße Nr. 64, Nr. 72 und die historische Gartenanlage 
innerhalb des Geltungsbereiches sowie das Gebäude Steinhausstraße Nr. 54 außerhalb des 
Geltungsbereiches werden im Verzeichnis der Baudenkmale (Stand: 18.03.2010, § 3 DSchG, NI) 

geführt. Es handelt sich um Einzeldenkmale (§ 3 Abs. 2 DSchG-NI). Sie sind nachrichtlich in die 

Planzeichnung übernommen. Auf den Umgebungsschutz von Baudenkmalen wird 

hingewiesen (§ 8 DSchG, NI) (siehe zum Denkmalschutz auch die Hinweise auf dem Plan). 

Nachrichtliche 

Übernahme 

Hinweise 
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Archäologische Bodenfunde – Das Plangebiet ist eine archäologische Verdachtsfläche. 

Innerhalb des Plangebietes sind die Erdarbeiten zu den jeweiligen geplanten Bauvorhaben 
nach § 13 DSchG, NI denkmalrechtlich genehmigungspflichtig und archäologisch zu begleiten. 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche sowie 

mittelalterliche und frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, 

Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese 
generell meldepflichtig (§ 14 Abs. 1 DSchG, NI) und müssen der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Leer oder dem archäologischen Dienst der 

Ostfriesischen Landschaft, Georgswall 1-5, 26 603 Aurich, Tel.: 04941-179932 unverzüglich 

gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 

Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen (§ 14 Abs. 2 DSchG, NI) bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn 
nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

Bauliche Anlagen / Denkmalschutz – Bauvorhaben im Plangebiet sind denkmalrechtlich 
genehmigungspflichtig (§ 8 DSchG, NI). Anlagen in der Umgebung eines Baudenkmals dürfen 

nicht errichtet, geändert oder beseitigt werden, wenn dadurch das Erscheinungsbild des 

Baudenkmals beeinträchtigt wird. Bauliche Anlagen in der Umgebung eines Baudenkmals 
sind ferner so zu gestalten und instand zu halten, dass eine solche Beeinträchtigung nicht 
eintritt (§ 8 DSchG, NI). 

Abbrüche – Der Abbruch des bestehenden Hofgebäudes südlich des Steinhauses (ehemaliger 
Eliashof) sowie die Erdarbeiten für den Abriss und für die Erschließung des Wohngebiets sind 

mit der Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Leer abzustimmen. 

Artenschutz – Im Baugenehmigungsverfahren und auch bei der genehmigungsfreien 
Errichtung baulicher Anlagen sind die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote nach Maßgabe 

des § 44 Abs. 5 Bundesnaturschutzgesetz zu beachten. Zur Vermeidung von Verstößen dürfen 
Gehölze vorsorgend nur außerhalb der Brut- und Setzzeit, also nicht in der Zeit vom 01. März 

bis 30. September, gefällt oder über Pflege- und Formschnitte hinaus zurückgeschnitten 

werden. 

Parkflächen (G-6, G-7, G-8) – In den im Plan gekennzeichneten privaten Grünflächen mit dem 
Symbol Parkanlage ist die Gestaltung in Abgleich mit den Belangen des Denkmalschutzes 
vorzunehmen. 

Leitungsbetreiber – Die Schutzvorschriften von Leitungsbetreibern sind zu beachten. Der 

Verlauf sonstiger Leitungen ist vor Beginn von Maßnahmen in der Örtlichkeit zu überprüfen. 
Parallel zur Steinhausstraße befindet sich eine Haupt-Trinkwasserleitung. Sie verläuft auch 

auf Privatgrund und darf nicht überbaut werden. 

Altlasten – Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen 

oder Altstandorte (bzw. schädliche Bodenveränderungen) zu Tage treten, so ist unverzüglich 
die Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Leer zu benachrichtigen. 

Kampfmittel – Sollten sich während der Bauarbeiten Hinweise auf Bombenblindgänger oder 
andere Kampfmittel im Boden ergeben, so ist unverzüglich die nächste Polizeidienststelle, das 

Ordnungsamt der Gemeinde oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst der zentralen 

Polizeidirektion in Hannover zu informieren. 

Landesstraße – Von der Landesstraße 16 (Steinhausstraße) gehen Emissionen aus. Für neu 

geplante Nutzungen können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei 

Entschädigungsansprüche hinsichtlich eines Immissionsschutzes geltend gemacht werden. 

Sichtdreiecke – Die im Plan bezeichneten Sichtdreiecke sind von sichtbehindernden 
Maßnahmen höher als 80 cm freizuhalten. 
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Informationsgrundlagen – Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften können bei der 

Gemeinde Bunde im Rathaus eingesehen werden. 

Es gelten folgende Rechtsgrundlagen: 

Bundesrecht 

BauGB 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 

3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 

geändert worden ist; 

BauNVO 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 

November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 

(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist; 

PlanzV 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt 

durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist; 

PlanSiG 
Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) vom 20.05.2020 (BGBl. I S. 1041), das zuletzt 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 344) geändert worden ist. 

Länderrecht Niedersachsen 

NBauO 
Nds. Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46), die zuletzt durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 25.06.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 52) geändert worden ist; 

NklimaG 

Niedersächsisches Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes und zur Minderung der Folgen 

des Klimawandels (NklimaG) vom 10.12.2020 (Nds. GVBl. 2020, S. 464), das zuletzt durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 18.11.2025 (Nds. GVBl. Nr. 87) geändert worden ist; 

NkomVG 

Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NkomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), das 

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) geändert 

worden ist. 

Die vorstehende textliche Begründung gehört zum Inhalt des Bebauungsplanes, sie hat aber 

keinen rechtsverbindlichen Charakter. Darstellungen und Festsetzungen enthält nur der Plan. 
Sie sind dort durch Zeichnung, Signatur und textliche Festsetzungen dargestellt. 

5 Städtebauliche Übersichtsdaten / Verfahren / Durchführung 

Größe des Geltungsbereichs gesamt, gerundet 45.790 m2 32.100 m² 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 8.390 m² 

Dörfliches Wohngebiet (MDW 1 und MDW 2) 6.220 m² 

Gemeinbedarfsfläche (Kulturelle Zwecke) 9.760 m² 

Private Grünfläche (Historische Parkanlage) 12.920 m² 

Private Grünflächen (G-1, G-6 bis , G-8, sowie Regenrückhaltebereich) 5.120 m²1.230 m² 

Verkehrsflächen (Steinhausstraße, Zufahrt Steinhaus und Planstraße 

des Wohngebietes) 

3.330 m² 1.970 m²     

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Fuß- und Radweg) 40 m² 

 

 

Rechts-
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allgemein 
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Datum Verfahrensschritt Grundlage 

08.07.2020 Aufstellungsbeschluss (VA) § 2 Abs. 1 BauGB 

23.06.2021 – 30.07.2021 Frühzeitige Behördenbeteiligung § 4 Abs. 1 BauGB 

15.07.2021 – 20.08.2021 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  § 3 Abs. 1 BauGB 

16.01.2023 – 17.02.2023 Öffentliche Auslegung des Planes § 3 Abs. 2 BauGB 

12.01.2023 – 17.02.2023 Behördenbeteiligung § 4 Abs. 2 BauGB 

12.05.2025 – 13.06.2025 1. Erneute Veröffentlichung des Planes § 3 Abs. 2 BauGB 

12.05.2025 – 13.06.2025 1. Erneute Behördenbeteiligung § 4 Abs. 2 BauGB 

 2. Erneute Veröffentlichung § 4a Abs. 3 BauGB 

 2. Erneute eingeschränkte Behördenbeteiligung  

 Satzungsbeschluss  

Der Bereich des Tammenshof einschließlich der historischen Gartenanlage ist mit seiner 

aufwändigen Erhaltung und Sanierung mit einem kulturellen / gastronomischen 
Nutzungskonzepten mittlerweile fertiggestellt. Die noch freien Wohnbauflächen im 

Plangebiet gehören einem Flächeneigentümer. Es ist davon auszugehen, dass hier eine 

Erschließung und Bebauung zeitnah erfolgen wird. 

Im Auftrag ausgearbeitet von: 

P3 Planungsteam GbR mbH, Oldenburg 

Oldenburg, den Dr. Schneider / Planverfasser 

Bunde, den Uwe Sap / Bürgermeister 

---- 

Zeitlicher 

Überblick 

 

Durchführung 


